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Auf einen Blick
Der eGovernment MONITOR zeigt, ob die digitale Transformation 
der Verwaltung bei den Bürger*innen in Deutschland, Österreich 
und der Schweiz ankommt und Erfolge erzielt. Das seit 2010  
jährlich erscheinende Lagebild hilft Entscheider*innen, Fortschritte 
zu messen und Schwachstellen zu identifizieren. Somit können 
gezielt Maßnahmen ergriffen werden, um digitale Verwaltungs­
leistungen zu verbessern.

Inklusive  
Bundesländer­

Spezial
▶ Seite 37

Design der Studie

Der eGovernment MONITOR 2025 ist eine repräsentative Studie  
der Initiative D21 e. V. und der Technischen Universität München, 
durchgeführt von Kantar.

Länderabdeckung 
Deutschland, Österreich, Schweiz

Stichprobengröße 
Deutschland n = 8.058 (ca. n = 500 je Bundesland),  
Österreich n = 1.000 und Schweiz n = 1.000

Grundgesamtheit 
Personen in Privathaushalten in Deutschland, Österreich  
und der Schweiz ab 16 Jahren, die das Internet privat nutzen

Erhebungsmethode 
Online-Befragung (CAWI)

Erhebungszeitraum 
April/Mai 2025
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Grußwort

Dr. Karsten Wildberger
Bundesminister für Digitales  
und Staatsmodernisierung

Liebe Leserinnen und Leser,

es ist uns, dem Bundesministerium für Digitales 
und Staatsmodernisierung, eine besondere Ehre, 
erstmalig die Schirmherrschaft für den eGovern-
ment MONITOR zu übernehmen. 

Denn diese bedeutende Studie ist mehr als eine 
Statistik. Sie ist wie ein Stimmungsbarometer für 
den digitalen Staat. Die Ergebnisse sind ehrlich. 
Sie legen schonungslos offen, wo wir stehen, wo 
es hakt – und auch, wo wir hinmüssen. Und mit 
der Übernahme der Schirmherrschaft zeigen wir 
klar: Wir stellen uns der Verantwortung. 

Doch wie sieht der Staat der Zukunft aus? Was 
erwarten die Bürgerinnen und Bürger von uns? 
Diese Fragen sind leicht gestellt – aber nicht im-
mer eindeutig zu beantworten. Für eine fundierte 
Ausrichtung der eigenen Strategie braucht es ver-
lässliche Zahlen, Daten, Fakten. Der eGovernment 
MONITOR liefert sie. Und was uns die Ergebnisse 
in diesem Jahr sagen, ist eindeutig: Es gibt Licht – 
aber auch viel Schatten. 

Ein Highlight für mich: Jede dritte Person in 
Deutschland hält Digital Only für eine Selbstver-
ständlichkeit. Und nur 9 Prozent bestehen noch 
auf analoge Angebote. Hier erzielen wir im DACH-
Vergleich die besten Ergebnisse und es zeigt ganz 
klar: Deutschland will Digitalisierung. 

Die Ergebnisse zum Vertrauen in den Staat ma-
chen jedoch erneut deutlich: Deutschland braucht 
Digitalisierung. Die Erwartungshaltung ist zu 
Recht hoch. Wir konkurrieren mit digitalen Ange-
boten von Privatunternehmen – daran werden wir 
gemessen. Es gilt, den Bürgerinnen und Bürgern 

ein mindestens gleichwertiges digitales Erlebnis 
im Umgang mit dem Staat zu bieten. Das beginnt 
bei UX und endet bei den dahinter liegenden 
Prozessen. Eine stabile Technik und eine sichere 
Umgebung bilden den Rahmen. 

Und hier kommt das BMDS ins Spiel. Der Name 
unseres Hauses bringt es bereits auf den Punkt: 
Digitales und Staatsmodernisierung gehören 
untrennbar zusammen. Das eine kann nicht 
effektiv sein ohne das andere. Es bringt nichts, 
neue Technik einzuführen, wenn alte Strukturen 
bestehen bleiben. Und es reicht nicht, Prozesse zu 
modernisieren, ohne sie von digitalen Möglichkei-
ten stützen zu lassen. 

»Was zählt, ist Wirkung: weniger  
Aufwand, mehr Klarheit, spürbare  
Erleichterung.«

Die Bürgerinnen und Bürger sollen sich auf ihren 
Staat verlassen können. Daran arbeiten wir nun 
mit voller Kraft. 

Ich danke der Initiative D21 und der Technischen 
Universität München für ihre Arbeit und ihr 
Engagement. Und ich wünsche dem diesjährigen 
eGovernment MONITOR viele aufmerksame 
Leserinnen und Leser – in der Verwaltung, in der 
Politik und überall dort, wo an einem besseren 
Staat gearbeitet wird.

Dr. Karsten Wildberger

Bundesminister für Digitales und  
Staatsmodernisierung
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Vorwort

Marc Reinhardt
Präsident der Initiative D21

Prof. Dr. Helmut Krcmar 
Professor für Wirtschaftsinformatik und 
Beauftragter des Präsidenten für den  
TUM Campus Heilbronn

Liebe Leser*innen,

Demokratie lebt davon, dass Bürger*innen dem 
Staat vertrauen. Das ist nur der Fall, wenn seine 
Verwaltung leistungsfähig ist – sie ist sein starkes 
Rückgrat. Die Bürger*innen spüren genau, wie 
stabil dieses Rückgrat ist und ob der Staat seiner 
Verantwortung gerecht wird. 

Die Ergebnisse des eGovernment MONITOR 
2025 zeigen klar: Die Menschen erwarten, dass 
Verwaltung funktioniert – effizient, unkompliziert 
und mit spürbarer Wirkung. Sie sind überzeugt, 
dass die Digitalisierung ein entscheidender 
Hebel ist, um das zu erreichen. Für die meisten 
Bürger*innen ist ein moderner Staat auch ein 
digitaler Staat. Die Basis seiner Handlungsfähig-
keit ist dabei eine nutzungsorientierte digitale 
Verwaltung. 

Auch Unternehmen brauchen diesen modernen 
Staat als starken Partner. Bürokratie schafft 
Verlässlichkeit. Gut durchdachte digitale Prozesse 
können entscheidend dazu beitragen, dass Büro-
kratie ein sinnvolles Instrument im Baukasten des 
staatlichen Handelns ist, ohne eine übermäßige 
Belastung darzustellen. 

Doch der Blick auf die Zahlen zeigt: Es gibt noch 
viel zu tun. Nur noch 33 Prozent der deutschen 
Bevölkerung vertrauen dem Staat – 2023 waren 
es noch 35 Prozent, 2022 sogar 38 Prozent. Dieser 
Rückgang ist ein klares Warnsignal. Viele Men-
schen zweifeln daran, ob der Staat seine Aufga-
ben erfüllen kann. Umso wichtiger ist es jetzt, 
Vertrauen zurückzugewinnen: durch spürbare 
Verbesserungen, klar kommunizierte Fortschrit-
te und einen Staat, der als verlässlicher Partner 
auftritt. Das stärkt unsere Demokratie.

Es gibt aber auch ermutigende Signale: Die 
Einrichtung eines eigenen Ministeriums für 
Digitalisierung und Staatsmodernisierung zeigt 
politischen Willen und schafft Strukturen für 
eine ganzheitliche digitale Transformation. Der 
eGovernment MONITOR ist mehr als eine Statistik  
– er ist das Stimmungsbarometer der Bevölke-
rung. Er zeigt, wo digitale Maßnahmen Wirkung 
zeigen und wo nachgesteuert werden muss.

Ernüchternd bleibt, dass nur 10 Prozent der Be-
fragten das Gefühl haben, das digitale Angebot in 
der Verwaltung habe sich sehr verbessert. 9 von 10 
sehen bislang wenige bis keine Fortschritte. Das ist 
ein klarer Auftrag an Politik und Verwaltung: 

»Es reicht nicht, gute Strategien zu entwi-
ckeln. Sie müssen konsequent umgesetzt 
werden, damit Fortschritte endlich im Alltag 
der Menschen spürbar werden – und zwar  
im ganzen Land, nicht nur in Pilotprojekten 
oder Leuchttürmen.«

Eine gut gemachte Digitalisierung, die Prozesse 
vereinfacht und eine Brücke zwischen gesell-
schaftlichen Erwartungen und staatlichem Han-
deln schlägt, leistet einen entscheidenden Beitrag 
für ein modernes Deutschland, in dem die Men-
schen gerne leben. Der eGovernment MONITOR  
liefert wichtige Hinweise, wie Bürger*innen die 
bisherigen Bemühungen wahrnehmen – und 
zeigt, wo der Staat sein digitales Rückgrat weiter 
stärken muss.

Wir wünschen Ihnen eine erkenntnisreiche 
Lektüre und hoffen, dass unsere Studie wertvolle 
Impulse liefert.

Marc Reinhardt und Helmut Krcmar
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Auf Kurs, aber mit deutlichem 
Verbesserungsbedarf
Dass die Digitalisierung bereits Fortschritte 
gebracht hat, zeigt sich daran, dass die Zufrie-
denheit mit dem digitalen Angebot vor Ort (61 %) 
höher ausfällt als die allgemeine Zufriedenheit 
mit der öffentlichen Verwaltung (55 %). Für viele 
bietet der Online-Weg also bereits klare Vorteile: 
weniger persönlicher Zeitaufwand, mehr Trans-
parenz, schnellere Bearbeitung. Zugleich gilt die 
persönliche Beratung vor Ort für fast zwei Drittel 
weiterhin als schwer ersetzbar.

Ein weiteres Indiz für das Potenzial ist die große 
Offenheit der Bevölkerung für eine rein digitale 
Verwaltung („Digital Only“): Ein Drittel hält es für 
selbstverständlich, dass Verwaltungsleistungen 
künftig vollständig digital abgewickelt werden, 
und begrüßt dies ausdrücklich. Ebenso viele kön-
nen sich das grundsätzlich vorstellen, haben aber 
noch Fragen oder Bedenken. Zwar gibt es in allen 
Bevölkerungsgruppen Vorbehalte, doch selbst 
ältere, häufig weniger digital affine Menschen 
lehnen Digital Only nicht grundsätzlich ab. Für sie 
zählt vor allem Verständlichkeit – etwa durch ver-
einfachte Texte oder telefonische Unterstützung.

Diese Offenheit schlägt sich jedoch nicht flä-
chendeckend im Verhalten nieder. Die „Digitale 
Nutzungslücke“ verdeutlicht das bislang unge-
nutzte Potenzial: Sie beschreibt den Anteil der 
Bevölkerung, der Verwaltungsangelegenheiten 
ausschließlich analog erledigt – und damit digitale 
Angebote nicht nutzt. In Deutschland liegt dieser 
Wert bei einem Drittel, in Österreich und der 
Schweiz deutlich darunter. ↘ Abb. 03

▶ Abb. 03: Die Digitale 
Nutzungslücke 

FRAGE: ↘ Abb. 26  | BASIS: Alle 
Befragten mit allgemeinem 
Bedarf an Behördendiensten  
in den letzten 12 Monaten –  
DE (n = 5.890); AT (n = 734);  
CH (n = 740)

Diese Zahlen senden ein klares Signal: Die digitale 
Transformation der Verwaltung muss nicht nur 
technisch vorangetrieben, sondern auch stärker 
in die Lebenswelt der Bevölkerung integriert 
werden. Um die Nutzungslücke zu schließen, 
müssen Politik und Verwaltung gezielt ansetzen. 
Der eGovernment MONITOR zeigt relevante 
Stellschrauben: klare und proaktive Kommunika-
tion des Angebots, konsequente Nutzer*innen
orientierung und gezielte Maßnahmen, die die 
Stärken einzelner Leistungen ausbauen und 
Schwächen beheben (siehe Kapitel Detail
betrachtungen einzelner Leistungen ↘ Seite 30).

Oft scheitert es schon an der Bekanntheit: Viele 
wissen nicht, welche digitalen Angebote exis-
tieren. Eine proaktive Kommunikationsstrategie 
kann Abhilfe schaffen. Die Erwartung ist klar: So 
wie Unternehmen in Produktbekanntheit inves-
tieren, sollte auch die Verwaltung ihre digitalen 
Leistungen aktiv bewerben.

Bekanntheit und Auffindbarkeit hängen eng 
zusammen. Seit Jahren zeigt der eGovernment 
MONITOR: Unübersichtliche Strukturen hemmen 
die Nutzung von E-Government; ein schneller 
Sucherfolg würde sie deutlich erhöhen. ↘ Abb. 02 
Eine mögliche Antwort hierauf ist eine zentrale 
Plattform, die alle Angebote bündelt – im letzten 
Jahr für fast die Hälfte einer der zentralen Motiva
toren dafür, (mehr) digitale Verwaltungsangebote 
zu nutzen.

Dieses Bedürfnis soll das Bundesportal bund.de 
als zentraler Zugangspunkt zu digitalen Verwal-
tungsleistungen bedienen. Dessen Nutzung ist 
in den vergangenen Jahren zwar leicht gestie-
gen, liegt mit aktuell 12 % jedoch weiterhin auf 
niedrigem Niveau (siehe Kapitel Bekanntheit und 
Auffindbarkeit von Angeboten ↘ Seite 28). 

▶ Abb. 02: Top 3 Hebel für eine 
moderne digitale Verwaltung

FRAGE: ↘ Abb. 12  | BASIS: Alle Befragten, 
deren Erwartungen an eine moderne 
Verwaltung nicht erfüllt werden – DE 
(n = 4.856)

Die Zahlen verdeutlichen: Ein zentrales Portal 
allein reicht nicht. Nötig ist eine umfassende 
Strategie, die digitale Angebote nicht nur bündelt, 
sondern aktiv kommuniziert, kontinuierlich 
verbessert und konsequent an den Bedürfnissen 
der Nutzer*innen ausrichtet. Wo inkrementelle 
Verbesserungen des Bestehenden nicht erfolg-
reich sind, sollten neue – auch technologische – 
Möglichkeiten gefunden und in Betracht gezogen 
werden. Konkret könnte das beispielsweise 
bedeuten, dass man statt auf Suchmaschinen
optimierung und eine bessere Navigation auf der 
Website auf ein intelligentes Assistenzsystem 
setzt, das die Bürger*innen in einfacher Sprache 
anspricht und sie entweder durch den gesamten 
Prozess leitet oder diesen sogar autonom für sie 
ausführt („Agentic AI“).

Die Mehrheit der Bürger*innen (65 %) erwartet, 
dass der Staat neue Technologien gezielt für mehr 
Effizienz in der Verwaltung einsetzt. Künstliche 
Intelligenz (KI) bietet hierfür ein bislang kaum 
genutztes Potenzial. Welche Rahmenbedingungen 
dabei aus Bürger*innensicht wichtig sind, zeigt 
der eGovernment MONITOR 2024 – ebenso wie 
die große Offenheit gegenüber dieser Technologie.
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Verwaltungsprozesse müssen 
sich an Lebenslagen orientieren
Das Dashboard „Digitale Verwaltung“ des Bundes-
ministeriums für Digitales und Staatsmodernisie-
rung zeigt: Zwar ist die flächendeckende Ver-
fügbarkeit digitaler Verwaltungsleistungen noch 
ausbaufähig, ihre Zahl wächst jedoch kontinuier-
lich. Diese schrittweisen Verbesserungen reichen 
jedoch nicht aus. Zwar nehmen rund zwei Drittel 
der Bevölkerung in den letzten Jahren zumindest 
kleine Fortschritte beim E-Government-Angebot 
wahr, doch nur 10 % sehen eine klare, spürbare 
Entwicklung. Das ist zu wenig, um von einer wirk-
lichen Transformation der Verwaltung zu spre-
chen. Derzeit gelingt es gerade so, Veränderungen 
anzustoßen – ohne jedoch einen erkennbaren 
Wandel bei den Bürger*innen auszulösen.

10 % 
Nur Wenige spüren eine starke 

Verbesserung des digitalen 
Angebots der Verwaltung in 

den letzten Jahren. 
BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.508)

Das Leitbild im aktuellen Koalitionsvertrag setzt 
zwar keine völlig neuen, aber wichtige Ziele:

„Unsere Verwaltung soll vernetzt, effizient 
und leistungsfähig sowie niedrigschwellig 
und nutzerfreundlich für alle erreichbar sein. 
Dazu wollen wir Verwaltungsleistungen 
digitalisieren und barrierefrei anbieten. Im 
Mittelpunkt stehen dabei stets die Menschen 
und Unternehmen, denen wir als Partner und 
Ermöglicher begegnen wollen.“  
(Koalitionsvertrag, S. 56)

Es wird nun darauf ankommen, ob Maßnahmen 
wie Digital Only und die unkomplizierte Bereit-
stellung von Verwaltungsleistungen über eine 
zentrale Plattform („One-Stop-Shop“) ohne 
Behördengang und Schriftform sowohl in der Ver-
waltung als auch bei den Bürger*innen auf Akzep
tanz stoßen und langersehnte Erleichterungen auf 
beiden Seiten schaffen.

Die Verwaltung muss sich am Tempo und der 
Dynamik des digitalen Wandels messen lassen. 
Derzeit hinkt sie vielen anderen Lebensbereichen 
– insbesondere im Vergleich mit der Wirtschaft – 
deutlich hinterher. Ein Beispiel ist die Möglichkeit, 
sich digital auszuweisen. Diese Funktion ist für 
den Erfolg der Verwaltungsdigitalisierung zentral. 
Doch obwohl es den Online-Ausweis seit 15 Jahren 
gibt, hat er sein Potenzial bis heute nicht annä-
hernd ausgeschöpft.

Digitale Identifikation: 
Schlüsseltechnologie ohne 
Durchbruch
Nach Jahren langsamen Wachstums verzeichnete 
die Nutzung des Online-Ausweises im letzten 
Jahr erstmals einen deutlichen Sprung: von 14 auf 
22 %. Dieses Tempo hielt nicht an, auch wenn der 
Trend positiv bleibt – 2025 nutzen ihn erstmals 
25 % der Bürger*innen. Damit bleibt der große 

Durchbruch auch in diesem Jahr aus. Drei Viertel 
der Ausweisinhaber*innen nutzen weiterhin nur 
die physische Karte. 

Der Online-Ausweis wirkt derzeit eher wie eine 
Hürde für die E-Government-Nutzung. Schließlich 
ist er weit mehr als ein technisches Detail: Er ist 
die Voraussetzung dafür, dass Verwaltungsleis-
tungen vollständig digital abgewickelt werden 
können. 51 % geben an, digitale Verwaltungsan-
gebote nicht intensiver zu nutzen, weil sie sich 
dafür digital ausweisen müssen. Um die Nutzung 
zu verbreitern, brauchen vor allem diejenigen 
Bevölkerungsgruppen gezielte Unterstützung, 
die sich generell mit digitalen Anwendungen noch 
schwertun. Der Online-Ausweis wird noch immer 
als zu kompliziert empfunden. Gleichzeitig erwar-
ten auch digital affine Gruppen einfache, zugäng-
liche und reibungslos funktionierende Angebote. 
Es geht also nicht nur um Nachholbedarf, sondern 
um eine konsequente Weiterentwicklung des 
digitalen Angebots: mehr Anwendungsmöglich-
keiten aus der Lebenswelt der Bürger*innen, eine 
bessere Integration in ihr digitales Nutzungsver-
halten und eine breite Kommunikationskampagne, 
die die Menschen in ihrem Alltag abholt.

Die Bundesregierung hat angekündigt:

„Jeder Bürger und jede Bürgerin erhält ver-
pflichtend ein Bürgerkonto und eine digitale 
Identität. Wir werden die EUDI-Wallet für 
Bürgerinnen und Bürger und Unternehmen 
bereitstellen, mit der Identifikation, Authenti-
fizierung und Zahlungen ermöglicht werden.“ 
(Koalitionsvertrag, S. 56)

Sie wird sich daran messen lassen müssen, ob aus 
der bloßen Bereitstellung einer digitalen Wallet 
auch flächendeckende Nutzung und Akzeptanz 
entstehen – oder ob die Wirkung wie beim 
Online-Ausweis weitgehend ausbleibt.

25 %
Die Nutzungsquote des Online- 
Ausweises erreicht 2025 ein 
Viertel aller Personalausweis
besitzer*innen, kann jedoch an  
das starke Wachstum in 2024  
nicht anknüpfen. 
BASIS: Alle Befragten mit gültigem Personal
ausweis – DE (n = 7.577); Angaben in Prozent; 
Abweichungen zum Vorjahr in Prozentpunkten

+ 3
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Fazit: Aufbruch zu echter  
Transformation
Die digitale Verwaltung ist ein strategisches 
Zukunftsfeld. Sie entscheidet maßgeblich über die 
Leistungsfähigkeit des Staates – und damit auch 
über das Vertrauen der Bürger*innen in staatli-
ches Handeln.

Die Daten zeigen: Die Bereitschaft, digitale Lösun-
gen zu nutzen, ist da – vorausgesetzt, die Ange-
bote werden als hilfreich, sicher und verständlich 
erlebt. Ablehnung entsteht dort, wo sie unzugäng-
lich wirken oder überfordern.

Hier liegt die Verantwortung der Verwaltung, 
denn es reicht nicht aus, bestehende Prozesse 
zu digitalisieren. Vielmehr braucht es den Mut, 
Verwaltung grundlegend neu zu denken. Der öf-
fentliche Sektor kann mithilfe der Digitalisierung 
das umsetzen, was die Privatwirtschaft schon 
lange vormacht:

	— Angebote von den Nutzer*innen her gestalten 
(Personalisierung, Assistenz- oder adaptive 
Systeme),

	— Prozesse und Leistungen agil an neue Gege-
benheiten und Bedürfnisse anpassen (anstatt 
tausende Seiten neu zu drucken, kann die 
Eingabemaske mit wenigen Klicks angepasst 
werden),

	— durch moderne Register und Automatisierung 
nicht nur effizienter, sondern auch proaktiver 
werden (Leitbild der rein digitalen, antragslo-
sen Verwaltung).

Zugleich muss die Politik Rahmenbedingungen 
schaffen, die allen Bevölkerungsgruppen eine 
gleichberechtigte Teilhabe an solchen digitalen 
Angeboten ermöglicht. Solange nicht alle diese 
Angebote gleichermaßen nutzen können, werden 
Nutzung und Akzeptanz stets hinter dem Angebot 
zurückbleiben.

Das Zielbild ist daher mehr als ein technisches 
Upgrade. Es ist ein neues Selbstverständnis 
staatlicher Leistungsfähigkeit im digitalen 
Zeitalter: Ziel ist ein Staat, der die Erwartungen 
der Bürger*innen an eine moderne und leistungs-
fähige Verwaltung nicht nur kennt, sondern als 
handlungsleitend erachtet und der die Möglichkei-
ten der Digitalisierung gezielt einsetzt, um diesen 
Erwartungen gerecht zu werden.

Dafür ist neben Klarheit in den Zielen vor allem 
ein höheres Tempo notwendig. Die Wirtschaft 
entwickelt sich mit Technologien wie KI rasant 
weiter und prägt damit Alltag, Erwartungen und 
digitale Gewohnheiten. Die Verwaltung droht den 
Anschluss zu verlieren, wenn zentrale Basisdiens-
te – etwa der Online-Ausweis – viele Jahre brau-
chen, bis sie so nutzer*innenzentriert gestaltet 
und kommuniziert sind, dass sie von der Zielgrup-
pe verwendet und akzeptiert werden.

Andernfalls besteht die reale Gefahr, dass sie bei 
ihrer Einführung schon veraltet sind, weil sich die 
technologische Landschaft und die Nutzer*innen
bedürfnisse längst weiterentwickelt haben.

Um dieses Zielbild zu erreichen, 
braucht es:
	— ein gut kommuniziertes, leicht auffindbares 
Angebot digitaler Verwaltungsleistungen,

	— eine zukunftsbewusste Transformation, die 
technologische Entwicklungen – etwa Agentic 
AI – aufgreift und in der klassische Themen  
wie Verständlichkeit und Auffindbarkeit neu 
gestaltet werden,

	— KI-gestützte Verwaltungsprozesse, welche die 
Effizienz steigern, den demografischen Wandel 
in der Verwaltung abfedern und eine sichere, 
komfortable Infrastruktur für die Bevölkerung 
schaffen,

	— verlässliche digitale Identitäten wie BundID 
und Online-Ausweis, die einfach nutzbar, breit 
akzeptiert und alltagsrelevant sind,

	— ein Digital-Only-Ansatz, der niemanden 
ausschließt, sondern durch gute Gestaltung 
Teilhabe ermöglicht.
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Leistungs-  
    fähigkeit  
des Staates 
RELEVANZ

Digitale Verwaltungsleistungen sind längst mehr als eine Frage der Technik:  
Sie prägen das Verhältnis zwischen Staat und Bürger*innen entscheidend.  
Werden sie als schnell, sicher und nutzer*innenfreundlich erlebt, stärkt dies 
das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit staatlicher Institutionen. Umgekehrt 
führt mangelnde Effizienz oder fehlende Transparenz zu Vertrauensverlust.

Bürger*innen erwarten nicht nur digitale Zugänglichkeit und nachvollziehbare  
Prozesse, sondern auch ein verlässliches staatliches Handeln, das auf ihre 
Bedürfnisse zugeschnitten ist. Reibungslose Abläufe und hilfreiche, praxistaug
liche digitale Angebote tragen entscheidend zur Legitimität staatlichen  
Handelns bei.

»Ich habe (sehr) großes  
Vertrauen in den Staat.«

▶ Abb. 04: Vertrauen in den Staat
FRAGE: Wie viel Vertrauen haben Sie in  
den Staat?  | BASIS: Alle Befragten –  

DE (n = 8.058); AT (n = 1.000); CH (n = 1.000);  
Top2 (sehr großes Vertrauen /großes Vertrauen)

▶ Abb. 05: Erwartungen an eine moderne  
digitale Verwaltung erfüllt

FRAGE: Wenn Sie an Ämter und Behörden denken: Haben 
Sie das Gefühl, dass Ihre Erwartungen an eine moderne 
digitale Verwaltung aktuell erfüllt werden? – Ja 
BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.058); AT (n = 1.000);  
CH (n = 1.000)

 Deutschland	  Österreich	  Schweiz
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Leistungs- 
    fähigkeit  
des Staates 

▶ Abb. 06: Gefühlte Verbesserung 
digitales Angebot

FRAGE: Hat sich das digitale Angebot der  
Verwaltung in den letzten Jahren aus Ihrer 
Sicht verbessert?  | BASIS: Alle Befragten –  
DE (n = 8.058); AT (n = 1.000); CH (n = 1.000)

▶ Abb. 07: Einstellungen zur staatlichen Leistungsfähigkeit 
FRAGE: Bitte geben Sie an, inwiefern Sie den folgenden Aussagen zustimmen. 

BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.058); AT (n = 1.000); CH (n = 1.000);  
Top2 (stimme voll und ganz zu/stimme eher zu)

Ich erwarte von der Verwaltung (…), dass ich 
ihre Leistungen genauso einfach und bequem 
online in Anspruch nehmen kann wie die von 

Privatunternehmen.

Ich erwarte, dass der Staat neue  
Technologien gezielt für eine höhere Effizienz 

der Verwaltung einsetzt.

Der Staat muss mich über seine  
digitalen Angebote besser informieren und 

darf nicht erwarten, dass die Bevölkerung sich 
selbst informiert.

Den Kontakt mit Behörden und Ämtern finde 
ich meistens sehr anstrengend.

Mangelhafte oder fehlende digitale Angebote von 
Behörden lassen mich daran zweifeln, dass der 

Staat modern und leistungsfähig ist.

Behörden und Ämter arbeiten mindestens  
genauso effizient wie Wirtschaftsunternehmen.

Der Staat macht mein Leben leichter.
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Vertrauen in den  
Staat und seine  
Institutionen 81 %

Wer glaubt, dass der Staat das 
eigene Leben leichter macht,  

vertraut ihm deutlich häufiger als 
der Bevölkerungsschnitt (33 %).

BASIS: Alle Befragten, die angeben,  
dass der Staat ihr Leben leichter  

macht (Top2) – DE (n = 965)

Das Vertrauen in den Staat liegt in Deutsch-
land seit Jahren auf geringem Niveau und sinkt 
langsam, aber stetig weiter. Nur ein Drittel der 
Bevölkerung hat momentan (sehr) großes Staats-
vertrauen. ↘ Abb. 08 In Österreich ist das Staatsver-
trauen mit 39 Prozent etwas höher und erholt sich 
um 5 Prozentpunkte vom Tiefstand in 2023. In der 
Schweiz ist das Vertrauen über die Zeit hinweg 
stabil auf höherem Niveau (60 Prozent). ↘ Abb. 04

▶ Abb. 08: Vertrauen in den Staat im Zeitvergleich
FRAGE: Wie viel Vertrauen haben Sie in den Staat?  | BASIS: Alle 
Befragten – DE (n = 8.058); Top2 (sehr großes Vertrauen/großes 
Vertrauen); 2024 nicht abgefragt

Das Vertrauen der Bürger*innen bildet ein zentra
les Fundament der staatlichen Funktionsfähigkeit. 
Der Politikwissenschaftler David Easton unter-
scheidet dabei 2 Formen: diffuses Vertrauen  
und spezifisches Vertrauen. Beide tragen 
auf unterschiedliche Weise zur Stabilität und 
Funktionsfähigkeit eines politischen Systems bei 
(Easton 1975). 

Diffuses Vertrauen beschreibt ein tief ver-
ankertes Grundvertrauen in das staatliche und 
verwaltungsbezogene System als Ganzes. Es 
richtet sich nicht auf einzelne Maßnahmen oder 
Leistungen, sondern auf die grundlegende Legiti-
mität demokratischer Institutionen. Geformt wird 
es über längere Zeit durch politische Sozialisation, 
staatsbürgerliche Bildung und persönliche Erfah-
rungen mit staatlichen Stellen. Es wirkt stabili-
sierend – auch in Krisenzeiten. Fehlt das diffuse 
Vertrauen, kann selbst gute Politik auf Misstrauen 
stoßen. Umgekehrt kann starkes diffuses Vertrau-
en vorübergehende Fehler oder Krisen überbrü-
cken. Neben der Verwaltung beeinflussen auch 
externe Faktoren wie wirtschaftliche Lage oder 
internationale Krisen das diffuse Vertrauen.

PARTNER*INNEN

Vertrauen in den Staat  
sichern – mit digitaler  
Leistungsfähigkeit

Die Spannung zwischen Erwartungen an den Staat und 
dem Vertrauen in seine Leistungen wird kritisch. Der 
eGovernment MONITOR 2025 zeigt: Das Vertrauen in den 
Staat ist in den letzten 3 Jahren von 38 auf 33 Prozent 
gesunken. Gleichzeitig wünschen sich zwei von drei 
Befragten bequeme Usability und gezielten Technologie-
einsatz. Werden diese Erwartungen nicht erfüllt, droht 
ein Verlust staatlicher Legitimation. Die aktuell positive 
Aufbruchstimmung in der deutschen Digitalpolitik muss 
daher zügig zu greifbaren Ergebnissen führen. Es braucht 
einen Fokus auf Wirkung: Digitale Identitäten, sichere 
Dateninfrastrukturen, standardisierte Schnittstellen und 
Plattformfähigkeit – diese Hebelpunkte ermöglichen mit 
begrenztem Aufwand maximale Wirkung.

Ronald de Jonge, Head of Public Sector  
Deutschland & Österreich bei Sopra Steria
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Spezifisches Vertrauen richtet sich hinge-
gen auf konkrete staatliche Akteure, Behörden 
oder Leistungen in bestimmten Situationen. Es 
hängt unmittelbar von der wahrgenommenen 
Kompetenz, Transparenz und Bürger*innennähe 
ab und kann sich schnell – positiv wie negativ – 
verändern. Bürger*innen entwickeln spezifisches 
Vertrauen etwa dann, wenn ihr Anliegen zügig und 
verständlich bearbeitet wird oder digitale Verwal-
tungsangebote reibungslos funktionieren und als 
nutzer*innenfreundlich erlebt werden.

Beide Formen von Vertrauen sind für ein belast-
bares demokratisches System essenziell: Diffuses 
Vertrauen sichert die langfristige Stabilität, 
spezifisches Vertrauen die alltägliche Funktions-

fähigkeit. Ein ausgewogenes 
Verhältnis stärkt die Resilienz 
und Handlungsfähigkeit des 
Staates insgesamt.

Positive Nutzungserfahrungen 
und die wahrgenommene staat-
liche Leistungsfähigkeit können 
das spezifische Vertrauen in Be-
hörden stärken: Je zufriedener 
Bürger*innen mit dem digitalen 
Angebot sind, desto eher haben 
sie das Gefühl, dass der Staat 

ihr Leben leichter macht. Und wer das glaubt, hat 
auch mehr Vertrauen in den Staat – denn langfris-
tig übertragen sich solche positiven Erfahrungen 
auch auf das diffuse Vertrauen. 

41 %
Wer mit dem Online- 
Verwaltungsangebot  
zufrieden ist, hat eher  
das Gefühl, dass der Staat 
sein Leben leichter macht, 
als der Bevölkerungs-
schnitt (12 %).
BASIS: Alle Befragten, die mit dem 
Online-Verwaltungsangebot äußerst 
zufrieden sind (Top1) – DE (n = 442)

Das spezifische Vertrauen in Institutionen, bei 
denen Bürger*innen konkrete Akteur*innen vor 
Augen haben – Polizei, Gerichte, Behörden – ist 
größer als in abstraktere Institutionen wie Politik 
und Medien. ↘ Abb. 09 Dieses Muster zeigt sich in 
allen 3 D-A-CH-Ländern; insgesamt liegt das Ver-
trauen in Österreich und der Schweiz jedoch auf 
höherem Niveau als in Deutschland.

Besonders das Vertrauen in Behörden und Ämter 
liegt in Deutschland mit 37 Prozent deutlich hinter 
den Nachbarländern (AT: 46 Prozent, CH: 51 Pro-
zent). Hier besteht Bedarf am Vertrauensaufbau 
durch konkrete, positive Nutzungserfahrungen 
mit der Verwaltung. Diese können nicht nur die 
Wahrnehmung der staatlichen Leistungsfähigkeit 
verbessern, z. B. durch Modernisierung und Digitali-
sierung der Verwaltung, sondern sind letztendlich 
auch ein Hebel, um das Vertrauen der Bürger*innen 
in den gesamten Staat zu verbessern.

▶ Abb. 09: Vertrauen in Institutionen 
FRAGE: Es gibt verschiedene Bereiche, mit denen 
man in diesem Land in Berührung kommt. Wie-
viel Vertrauen haben Sie in die …?  | BASIS: Alle 
Befragten – DE (n = 8.058); Top2 (sehr großes 
Vertrauen/großes Vertrauen)

PARTNER*INNEN

Eine gelungene digitale  
Transformation stärkt  
Staatsvertrauen

Die Zahlen im eGovernment MONITOR zeigen: Das  
Vertrauen in den Staat sinkt seit einigen Jahren. Dabei 
spielt sicherlich auch die zu langsame digitale Transfor
mation im Allgemeinen und die damit einhergehende  
Verzögerung bei vielen Verwaltungsprozessen im Spezi-
ellen eine Rolle. Industrie, Verwaltung und Politik sollten 
deshalb gemeinsam anpacken: von der Bereitstellung 
einer performanten digitalen Infrastruktur, insbesonde-
re durch beschleunigte Planungs- und Genehmigungs
prozesse, über die konsequente Bereitstellung staatlicher 
Leistungen gemäß Onlinezugangsgesetz bis hin zur Imple-
mentierung nutzer*innenfreundlicher, intuitiver Anwen-
dungen, die nahtlos mobil nutzbar sind. Mit Digital Only 
hat das BMDS die zielführende Richtung eingeschlagen, 
die sicherlich notwendig, aber nicht hinreichend ist. 

Ingobert Veith, Vice President, Head of Public  
Affairs & Communications, Huawei
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Erwartungen an 
einen leistungs­
fähigen Staat 

Am ehesten wird der Staat als leistungsfähig 
wahrgenommen, wenn seine Leistungen sich 
an den Bedürfnissen und Erwartungen der 
Bürger*innen ausrichten. Dafür ist die Kenntnis 
dieser Bedürfnisse und Erwartungen zentral:  
2 von 3 Bürger*innen in Deutschland erwarten  
bei Verwaltungsleistungen eine einfache, beque-
me Nutzbarkeit, die mit privatwirtschaftlichen 
Angeboten vergleichbar ist. Ebenso viele erwarten 
zur Effizienzsteigerung in der Verwaltung den 
Einsatz moderner Technologien – zum Beispiel 
Künstliche Intelligenz (KI) – und eine proakti-
ve, transparente Kommunikation zum digitalen 
Verwaltungsangebot. Konkret heißt das: Die 
Bürger*innen möchten wissen, welche Dienste 
online verfügbar sind und wie sie diese nutzen 
können. ↘ Abb. 10

▶ Abb. 10: Erwartungen an den Staat
FRAGE: Bitte geben Sie an, inwiefern Sie den folgenden  

Aussagen zustimmen.  | BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.058);  
Top2 (stimme voll und ganz zu/stimme eher zu)

Die Erwartungen an die Leistungsfähigkeit des 
Staates sind generationenübergreifend hoch.  
Alle Generationen legen großen Wert darauf,  
dass staatliche Leistungen genauso komfortabel 
nutzbar sind wie Angebote privater Anbieter  
(Generation Z und Nachkriegsgeneration: 67 
Prozent). Zwischen den Generationen zeigen sich 
Unterschiede in Bezug auf den Einsatz moderner 
Technologien zur Effizienzsteigerung. Hier sind 
die Erwartungen der Älteren höher als die der 
Jüngeren (Generation Z: 65 Prozent, Nachkriegs-
generation: 73 Prozent). Zudem erwarten Ältere 
deutlich stärker, vom Staat proaktiv informiert 
zu werden als Jüngere (Generation Z: 59 Prozent, 
Nachkriegsgeneration: 71 Prozent).

Auch in allen 3 D-A-CH-Ländern sind die Erwar
tungen an die staatliche Leistungsfähigkeit 
etwa gleich hoch, ihre Erfüllung jedoch sehr 
unterschiedlich. Die Nachbarländer erfüllen die 
Erwartungen aus Sicht der Bürger*innen deut-
lich besser, während Deutschland sich aus Sicht 
der Bürger*innen weit entfernt vom Ideal einer 
modernen digitalen Verwaltung bewegt: Nur die 
Wenigsten sehen ihre Erwartungen bislang erfüllt.

▶ Abb. 11: Erwartungen an eine moderne 
digitale Verwaltung erfüllt – Generationen

FRAGE: Wenn Sie an Ämter und Behörden denken: Haben Sie das 
Gefühl, dass Ihre Erwartungen an eine moderne digitale Verwaltung 
aktuell erfüllt werden?  | BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.058); 
Angaben in Prozent

15 %
sehen ihre Erwartungen an eine 
moderne digitale Verwaltung in 

Deutschland als erfüllt an. 

Generation  
Z

Generation  
 Y

Generation  
 X

Babyboomer- 
*innen

Nachkriegs- 
generation

Generation 
bis 1945
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Die Erwartungen an den Staat hängen unter an-
derem von der Lebenssituation der Bürger*innen 
ab. Jüngere Menschen weisen tendenziell höhere 
Werte bei den erfüllten Erwartungen auf: Ein Vier-
tel der Generation Z (24 Prozent, Bevölkerungs-
schnitt: 15 Prozent) sieht die eigenen Erwartun-
gen an eine moderne digitale Verwaltung aktuell 
erfüllt. Dennoch bleibt die Verwaltung auch für 
die Mehrheit dieser Generation hinter den Erwar-
tungen zurück. ↘ Abb. 11

Andere Bevölkerungsgruppen – insbesondere 
weniger digital affine (vgl. dazu auch D21-Digital- 
Index 2024/25) – können den Zustand der Ver-
waltung schlechter einschätzen. Dazu gehören 
rund die Hälfte der ältesten Generation (bis 1945) 
sowie jede*r Dritte mit geringem Einkommen oder 
geringer formaler Bildung. Es sind gerade diejeni-
gen, die das Online-Angebot der Verwaltung auch 
tendenziell seltener kennen. 

In nahezu allen Bevölkerungsgruppen überwiegt 
der Anteil derjenigen, die ihre Erwartungen an 
eine moderne Verwaltung derzeit nicht erfüllt 
sehen. Diese Bürger*innen geben eine klare Rang-
folge dafür an, welche Voraussetzungen geschaf-
fen werden müssten, um den Ansprüchen an eine 
moderne Verwaltung besser gerecht zu werden. 

Am häufigsten nennen die Bürger*innen eine 
schnellere und einfachere Auffindbarkeit der 
benötigten Leistungen als Voraussetzung dafür, 
dass ihre Erwartungen an eine moderne digitale 
Verwaltung erfüllt werden (61 Prozent). Es folgen 
ein schnellerer Erhalt der Leistung (56 Prozent) 
sowie ein größerer Komfort durch Personalisierung 
(55 Prozent). Diese 3 Aspekte sind sowohl Grund-
voraussetzungen für die E-Government-Nutzung 
(siehe Unterkapitel Bekanntheit und Auffindbarkeit 
von Angeboten ↘ Seite 28) als auch die wichtigsten 
Stellschrauben für eine moderne digitale Ver-
waltung. Erst mit deutlichem Abstand werden 
Usability-Aspekte wie Apps (46 Prozent) oder 
digitale Assistenten (41 Prozent) genannt. ↘ Abb. 12

▶ Abb. 12: Hebel für eine moderne digitale Verwaltung
FRAGE: Was müsste gegeben sein, damit Ihre Erwartungen an eine 
moderne digitale Verwaltung besser erfüllt werden?  | BASIS: Alle 
Befragten, deren Erwartungen an eine moderne digitale Verwaltung 
nicht erfüllt werden – DE (n = 4.856)

PARTNER*INNEN

Digitale Verwaltung mit KI:  
Entlastung schaffen,  
Verantwortung bewahren

Bürger*innen erwarten eine leistungsfähige 
Verwaltung mit digitalen Services, die jederzeit 
verfügbar, barrierefrei und einfach nutzbar sind. 
Gleichzeitig wächst die Verantwortung der Be-
schäftigten in Behörden. Künstliche Intelligenz und 
Automatisierung entlasten gezielt: Die intelligente 
Akte von Fabasoft liefert relevante Informationen, 
erkennt Zusammenhänge und macht Vorschläge. 
Sie übernimmt Routineaufgaben, sodass sich Mit-
arbeitende auf komplexe Vorgänge konzentrieren 
können. Entscheidend ist bei der KI-Nutzung die 
aktive Einbindung des Menschen. Daher setzen wir 
auf den „Human in the Loop“-Ansatz: Alle automa-
tisierten und KI-basierten Prozesse in der Fabasoft 
eGov-Suite sind nachvollziehbar und die finale Ent-
scheidung treffen die Mitarbeitenden – juristisch, 
moralisch und gesellschaftlich.

Matthias Wodniok, Mitglied des Vorstandes,  
Fabasoft Gruppe
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Beurteilung der  
Leistungsfähigkeit 

16 %-3
»Behörden und Ämter arbeiten 
mindestens genauso effizient 

wie Wirtschaftsunternehmen.«
BASIS: Alle Befragten –  

DE (n = 8.058); Abweichung zum  
Vorjahr in Prozentpunkten

Die Bürger*innen in Deutschland bewer-
ten die Leistungsfähigkeit des Staates in 
ihren verschiedenen Facetten als gering. 
Nur 16 Prozent der Bürger*innen finden, 
dass Behörden und Ämter so effizient 
arbeiten wie Unternehmen; noch weniger 

(12 Prozent) haben das Gefühl, dass der Staat ihr 
Leben erleichtert. Beide Werte sind gegenüber 
dem Vorjahr weiter gesunken. In der Schweiz und 
Österreich ist kein derartiger Abfall zu beobach-
ten – dort erhalten die beiden Aussagen auch 
insgesamt mehr (AT) bzw. deutlich mehr (CH) 
Zustimmung.

51 %
»Mangelhafte oder fehlende digitale  
Angebote von Ämtern und Behörden  
lassen mich daran zweifeln, dass der  
Staat modern und leistungsfähig ist.«
BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.058)

Jede*r Zweite zweifelt an der Modernität und 
Leistungsfähigkeit des Staates, weil Ämter und 
Behörden unzureichende oder mangelhafte digita-
le Angebote machen – für sie besteht ein direkter, 
aktuell negativer Zusammenhang zwischen dem 
digitalen Verwaltungsangebot und der Moderni-
tät des Staates. Besonders ausgeprägt ist dieser 
negative Zusammenhang in den digital affinen 
Bevölkerungsgruppen, d. h. in jungen Generatio-
nen sowie bei Menschen mit formal hoher Bildung 
oder hohem Einkommen. Verstärkt wird er durch 
Unzufriedenheit mit dem E-Government-Angebot 
der eigenen Gemeinde: Unter den Unzufriedenen 
stimmen ganze 71 Prozent zu, dass mangelhafte 
Digitalangebote das Bild eines modernen, leis-
tungsfähigen Staates negativ beeinflussen.

PARTNER*INNEN

Gelingen braucht Machen.  
BMDS #WirMachen

Die Leistungsfähigkeit der digitalen Verwaltung wird von 
den Bürger*innen immer noch kritisch bewertet. Entlang 
der konkret gesetzten Ziele des Bundesministeriums 
für Digitales und Staatsmodernisierung (BMDS) gilt es, 
funktionierende Verwaltungsleistungen zu identifizieren 
und sie insbesondere mit Fokus auf Einfachheit, Usability 
und Nachnutzung auszubauen. So kann es gelingen! Nicht 
zuletzt durch die geplante Verfügbarkeit der Services über 
die EUDI-Wallet wird die Usability und Lust auf digitale 
Nutzung hoffentlich eine neue Dynamik erreichen. 

Cornelia Gottbehüt, Leiterin Öffentlicher Sektor,  
Deutschland & Europe West Lead Government & Infrastructure, EY

▶ Abb. 13: Zufriedenheit mit (digitaler) Verwaltung
FRAGE: Wie zufrieden sind Sie insgesamt mit den Leistungen, die die öffentliche 
Verwaltung erbringt? (unabhängig von online oder offline) – Top3 (äußerst  
zufrieden/sehr zufrieden/etwas zufrieden)  | BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.058);  
AT (n = 1.000); CH (n = 1.000)

FRAGE: Wenn Sie nun an das gesamte aktuell verfügbare Online-Angebot Ihrer 
Stadt/Gemeinde zur Abwicklung von Behördengängen im Internet denken:  
Wie zufrieden sind Sie? – Top3 (äußerst zufrieden/sehr zufrieden/etwas zufrieden) 
BASIS: Alle Befragten, die das Online-Angebot ihrer Stadt/Gemeinde kennen –  
DE (n = 7.022); AT (n = 908); CH (n = 931)
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PARTNER*INNEN

Nutzer*innenzentrierung ist kein 
Feature. Sie ist die Voraussetzung für 
Vertrauen. 

Verwaltungsdigitalisierung ist kein Selbst-
zweck, sondern ein demokratisches Verspre-
chen. Wer Vertrauen stärken will, muss kon-
sequent aus Nutzer*innenperspektive denken. 
Wenn wir die digitale Verwaltung glaubwürdig 
machen wollen, müssen wir greifbare Ergeb-
nisse und echte Verbesserungen im Alltag der 
Menschen schaffen. 

Salma Nosseir, Leadership Team Public Sector,  
Cassini Consulting AG

Dies wirft die Frage auf: Hat sich das digitale An-
gebot der Verwaltung aus Sicht der Bürger*innen 
in den letzten Jahren überhaupt verbessert? 
Die Antwort fällt gemischt aus: Zwar sieht die 
Mehrheit in Deutschland in den letzten Jahren 
eine (leichte) Verbesserung (65 Prozent), doch 
nur jede*r Zehnte erkennt deutliche Fort-
schritte. In Österreich und der Schweiz fällt 
die Einschätzung viel positiver aus: 28 Prozent 
der Österreicher*innen und 25 Prozent der 
Schweizer*innen nehmen eine deutliche Verbes-
serung wahr. ↘ Abb. 06

Dass die Bevölkerung keine starken Verbesserun-
gen wahrnimmt, spiegelt sich in der Entwicklung 
der Zufriedenheit mit dem Online-Angebot der 
eigenen Gemeinde wider: Sie liegt – etwa wie im 
Vorjahr – bei 61 Prozent. Im direkten Vergleich mit 
der allgemeinen Zufriedenheit mit der öffentli-
chen Verwaltung – also online und offline – zeigt 
sich jedoch ein bemerkenswerter Effekt: Während 
nur 55 Prozent der Bürger*innen in Deutschland 
insgesamt mit der Verwaltung zufrieden sind, liegt 
die Zufriedenheit mit dem digitalen Angebot der 
eigenen Gemeinde immerhin um 6 Prozentpunkte 
höher. Dieses Muster bestätigt sich im Länder-
vergleich: In allen 3 Ländern ist die Zufriedenheit 
mit dem digitalen Angebot höher als mit der 
Verwaltung generell (AT: + 11 Prozentpunkte, 
CH: + 4 Prozentpunkte). ↘ Abb. 13 Diese Ergebnisse 
zeigen: Eine digitale Verwaltung steigert nicht nur 
Effizienz und Effektivität, sondern verbessert auch 
das Verhältnis zwischen Bürger*innen und Staat. 

EXPERT*INNEN

Komplexität  
strategisch steuern

Bürger*innen erwarten zu Recht einen serviceorientierten,  
digital leicht zugänglichen Staat. Der eGovernment MONITOR  
zeigt jedoch erneut: Die Lücke zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit bleibt groß. Das ist ein klarer Auftrag an die 
Politik, leistungsfähige Umsetzungsstrukturen zu schaffen.

Ein zentraler Hebel liegt in verbindlichen Vorgaben. Für 
digitale Verfahren wirken Prinzipien wie „Digital First“ 
oder „Once Only“ als echte Treiber. Doch viele Gesetze und 
Vorschriften sind nicht digitalisierungstauglich. Hier wäre 
ein einfaches Meldesystem hilfreich, mit dem die Verwal-
tungspraxis Rückmeldung geben kann, wo Vorschriften die 
digitale Umsetzung behindern.

Ebenfalls zentral: einheitliche technische und organisatori-
sche Standards konsequent zu entwickeln und verbindlich 
durchzusetzen. Wenn der Zugang zu digitalen Leistungen 
für Bürger*innen spürbar einfacher werden soll, ist ein 
föderal übergreifendes Daten- und Service-Ökosystem 
überfällig.

Behörden müssen über Zuständigkeitsgrenzen hinweg 
effektiv zusammenarbeiten können

Nutzer*innenkonten, moderne Register und Prozessplatt-
formen sind digitale Basiskomponenten, die zentral bereit-
gestellt und finanziert werden sollten. Der IT-Planungsrat –  
also Bund und Länder gemeinsam – engagiert sich hier 
intensiv. Doch das Tempo muss durch leistungsfähigere 
institutionelle Rahmenbedingungen steigen. Gemeinsam 
müssen wir ein Angebot schaffen, das im föderalen Mitein
ander die wirksame Erbringung digitaler Leistungen für 
Bürger*innen und Unternehmen erleichtert.

Die Digitalisierung unserer Verwaltung gelingt nur mit stra-
tegischer Steuerung. Eine effektive Governance mit klaren 
föderalen Zuständigkeiten, verbindlichen Zeitplänen, Ziel-
vorgaben und Transparenzmechanismen zur Erfolgs- und 
Wirkungsmessung, die Fortschritte, aber auch Rückstände 
sichtbar machen, ist unverzichtbar. Mit der Umsetzungs
arbeit zur föderalen Digitalstrategie haben wir den richtigen 
Weg eingeschlagen.

Komplexität darf kein Vorwand für langsame Fortschritte 
sein. Sie ist der Prüfstein für politischen Gestaltungswillen 
und zugleich der Auftrag, mit verbindlichen Entscheidungen 
die Leistungsfähigkeit unseres Staates zu sichern.

Dr. André Göbel
Präsident der FITKO (Föderale IT-Kooperation)
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Digital  
  Only 

Eine vollständig digitale Verwaltung wird zuneh-
mend zum politischen Ziel – sowohl in internen 
Verwaltungsprozessen als auch für den direk-
ten Bürger*innenkontakt. Getrieben wird diese 
Entwicklung von verschiedenen Faktoren: den 
wachsenden technischen Möglichkeiten, dem be-
reits bestehenden Fach- und Arbeitskräftemangel 
sowie den hohen Kosten von parallelen digitalen 
und analogen (Antrags-)Strukturen. Doch wie 
blicken die Bürger*innen darauf?

Die Zukunftsvision einer rein digitalen öffentli-
chen Verwaltung stößt in Deutschland auf große 
Akzeptanz: Mehr als zwei Drittel (68 Prozent) 
können sich (prinzipiell) gut vorstellen, ab 2030 
alle Anträge ausschließlich digital einzureichen, 
und sind offen für eine rein digitale behördenin-
terne Verarbeitung (ausführliches Szenario siehe 
QR-Code ↘ Abb. 14). Konkret sind 34 Prozent sogar 
ohne jede Einschränkung bereit für diesen Schritt 
und begrüßen ihn als selbstverständlich. Die an-
deren 34 Prozent sind grundsätzlich offen, haben 
aber noch Bedenken. Darüber hinaus sind 20 
Prozent kritisch eingestellt, können es sich aber 
unter bestimmten Bedingungen vorstellen. Nur 9 
Prozent lehnen das Konzept Digital Only vollstän-
dig ab und bestehen auf analogen Angeboten. Eine 
ähnlich hohe Offenheit zeigt sich in der Schweiz 
(67 Prozent) und Österreich (63 Prozent).

In allen 3 Ländern herrscht die größte Offenheit 
bei den Jüngeren: In Deutschland sind 79 Prozent 
der Generation Z offen für Digital Only. 

Skeptiker*innen knüpfen eine Zustimmung zu 
Digital Only an klare Bedingungen: Für 47 Prozent 
ist vor allem entscheidend, dass Anträge schneller 
bearbeitet werden. Ebenfalls wichtig ist die Un-
terstützung bei der Antragstellung: Telefonische 
Hilfe (42 Prozent), persönliche Anlaufstellen (40 
Prozent) und einfache Sprache (39 Prozent) ran-
gieren ganz oben. In der Schweiz und Österreich 
stehen an erster Stelle persönliche Anlaufstellen, 
also eine Unterstützung vor Ort für Menschen, 
die keinen Zugang zu di-
gitalen Angeboten haben 
oder sich damit unsicher 
fühlen.

Generationsunterschiede 
prägen die Prioritäten: 
Jüngeren Menschen sind 
die schnelle Bearbeitung 
ihrer Anträge sowie 
persönliche Anlaufstellen 
wichtiger als dem Durch-
schnitt (jeweils 51 Prozent bei Generation Z). 
Ältere Generationen legen weniger Wert auf Ge-
schwindigkeit, dafür sind ihnen einfache Sprache 
und verständliche Erklärungen wichtig. 

47 %
»Die vollständige Digitali-
sierung von Verwaltungs-
leistungen wäre in Ordnung 
für mich, wenn Anträge 
dadurch schneller bearbei-
tet werden.«
BASIS: Alle Befragten, die Bedenken 
haben oder ablehnend eingestellt sind 
– DE (n = 5.372)

▶ Abb. 14: Akzeptanz von  
Digital Only in der Verwaltung 

BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.058);  
Abweichungen zu 100 % aufgrund  
von Rundung  | FRAGE: Wie finden Sie 
diese vollständige Digitalisierung von 
Verwaltungsleistungen? (Szenario  
siehe QR-Code)

 �Ich finde das sehr gut, das ist selbstverständlich.
 �Ich kann es mir gut vorstellen, aber habe Bedenken.
 �Ich stehe dem kritisch gegenüber.
 �Ich lehne das klar ab.
 �Weiß nicht

68 %  
Offenheit  
gegenüber  
Digital Only

PARTNER*INNEN

Digital Only – Treiber einer  
zukunftsfähigen Verwaltung

Die öffentliche Verwaltung steht an einem Wendepunkt: 
Der Wechsel zu digitalen Dienstleistungen verspricht 
nicht nur mehr Effizienz und Nutzer*innenfreundlichkeit, 
sondern auch langfristige Kosteneinsparungen. Während 
analoge Prozesse ressourcenintensiv und oft schwer  
skalierbar sind, eröffnet Digital Only neue Möglichkeiten 
für barrierefreien Zugang, automatisierte Abläufe und 
eine Reduzierung des ökologischen Fußabdrucks. Die 
Erwartungshaltung der Bürger*innen und Unternehmen 
ist klar: Sie wünschen sich eine Verwaltung, die so digital 
funktioniert wie der Rest ihres Alltags – schnell, trans-
parent, unkompliziert und zeitgemäß. Investitionen in 
digitale Infrastrukturen sind somit keine Belastung, son-
dern ein strategisches Fundament für einen modernen, 
leistungsfähigen und stabilen Staat.

Uwe Sander, Senior Director Strategic Alliances, adesso

https://initiatived21.de/publikationen/egovernment-monitor/2025/material
https://initiatived21.de/publikationen/egovernment-monitor/2025/material
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Digitale Behördendienste bieten  
Zeitersparnis, Stärke der Behörde  
vor Ort ist die Beratung. 

Die Bürger*innen sehen einen Behördenkontakt  
vor allem dann als erfolgreich an, wenn er 
persönliche Vorteile wie Schnelligkeit, geringen 
Aufwand oder hilfreiche Beratung mit sich bringt. 
Bei welchen dieser Aspekte erscheint die digitale 
Abwicklung besonders vielversprechend – und wo 
punktet der persönliche Besuch im Amt? ↘ Abb. 15

Bei den meisten abgefragten Aspekten schneiden 
digitale Angebote aus Sicht der Bürger*innen 
besser ab – mit Ausnahme von Beratung und 
Informationen. Größter Pluspunkt des Online- 
Weges ist die persönliche Zeitersparnis (58 Pro-
zent Zustimmung). Das deckt sich auch mit der am 
häufigsten genannten Voraussetzung für Digital- 
Only-Angebote: Sie sollen vor allem Zeit sparen.

In Sachen „mühelose, unkomplizierte Beantra-
gung“ liegen digitale Angebote und der persönli-
che Behördengang gleichauf (jeweils 34 Prozent 
Zustimmung). Hier steckt Potenzial für die Ausge-
staltung digitaler Angebote: 

Die Online-Beantragung muss den Bürger*innen 
deutlich müheloser und unkomplizierter präsen-
tiert werden. In Österreich und der Schweiz ist 
dieser Weg bereits beschritten; dort trauen die 
Bürger*innen der digitalen Abwicklung schon  
jetzt mehr Komfort und weniger Komplexität zu 
(AT: 46 Prozent, CH: 43 Prozent).

Für hilfreiche Beratung wird klar die Behörde vor 
Ort für die bessere Anlaufstelle gehalten (62 Pro-
zent Zustimmung) – ein Zeichen, diesen Mehrwert 
auch bei vollständiger digitaler Umstellung im 
Sinne von Digital Only weiter mitzudenken. 

▶ Abb. 15: Kosten-Nutzen- 
Abwägung 

FRAGE: Was, denken Sie, funktioniert  
besser vor Ort, was funktioniert besser 
online?  | BASIS: Alle Befragten – DE 
(n = 8.058); Angaben in Prozent;  
Abweichungen zu 100 % aufgrund  
von Rundung

 �Besser online
 �Macht keinen Unterschied

 �Besser vor Ort
 �Kann ich nicht einschätzen

EXPERT*INNEN

Kein Digital Only ohne  
digitale Kompetenz

Wer Digital Only fordert, muss verstehen, warum manche 
Menschen es ablehnen. Oft fehlt nicht die Bereitschaft, 
sondern die Voraussetzung: geeignete Geräte, stabile 
Internetverbindung oder Sicherheit im Umgang mit digitalen 
Diensten. Für diese Gruppen bedeutet der Wegfall analoger 
Alternativen nicht Effizienz, sondern Ausgrenzung. Deshalb 
müssen wir zuerst zuhören: Warum zögern sie? Welche 
Hürden gibt es? Erst dann lassen sich Lösungen entwickeln, 
die alle einbeziehen.

Übersehen wird oft auch die Verlagerung von Verantwor-
tung: Werden Dienste digital, übernehmen Bürger*innen 
Aufgaben, die früher Behörden erledigten – Informationen 
suchen, Formulare ausfüllen, Prozesse verfolgen. Für  
Verwaltungen effizient, für viele Menschen überfordernd –  
selbst für Erfahrene. Breite Akzeptanz erfordert, dass wir 
Verantwortung nicht einfach abgeben, sondern Menschen 
vorbereiten und unterstützen. 

Vertrauen und Teilhabe sind entscheidend

Menschen akzeptieren digitale Dienste nur, wenn sie sich 
sicher fühlen und sie als Hilfsmittel wahrnehmen. Akzeptanz 
entsteht weniger durch Information als durch praktische 
Erfahrung. Deshalb plädiere ich für intuitive Oberflächen, 
realistische technische Anforderungen und die Einbindung 
verschiedener Bevölkerungsgruppen in den Gestaltungs
prozess – um Bedürfnisse zu verstehen und Barrieren zu 
vermeiden. Gutes Design ist nicht nur Technik, sondern  
auch Vertrauen und Inklusion.

Zentral sind zwei Punkte: Zugang zu geeigneten Geräten 
und die Fähigkeit, sie zu nutzen. Ohne beides scheitert jedes 
Digital-Only-Modell. Und selbst dann sollten Alternativen 
wie Telefon, E-Mail oder persönliche Gespräche bestehen 
bleiben. Digital Only darf nie „digital um jeden Preis“  
bedeuten – sondern: digital für alle.

Ernesto Abalo, Ph.D.
Vice Dean of Quality and Development of the School of Education  
and Communication, Jönköping University 

Das ausführliche Inter-
view finden Sie unter 

diesem QR-Code.

https://initiatived21.de/aktuelles/interview-ernesto-abalo
https://initiatived21.de/aktuelles/interview-ernesto-abalo
https://initiatived21.de/aktuelles/interview-ernesto-abalo
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 Cyber
sicherheit

Cybersicherheit ist eine grundlegende Voraus-
setzung für das Vertrauen der Bürger*innen in 
digitale staatliche Angebote. Im Alltag bleibt sie 
meist unsichtbar – solange alles funktioniert, 
gilt Sicherheit als selbstverständlich. Erst bei 
Vorfällen wie Datenlecks, Systemausfällen oder 
Hackerangriffen rückt das Thema Sicherheit in das 
öffentliche Bewusstsein. 

Aus Sicht der Bürger*innen ist Cybersicherheit ein 
klassischer Hygienefaktor: Sichere digitale Ange-
bote werden erwartet, erhöhen aber nicht aktiv 
die positive Wahrnehmung oder Zufriedenheit. 
Der Schutz persönlicher Daten und eine stabile 
digitale Infrastruktur gelten als Grundbedingun-
gen – fehlen sie jedoch, ist das Vertrauen schnell 
erschüttert.

Ein Grundbewusstsein dafür, dass Cyberangriffe 
die Stabilität und Funktionsfähigkeit des Staates 
beeinträchtigen könnten, ist in allen 3 D-A-CH-
Ländern weit verbreitet (DE: 69 Prozent, AT: 62 
Prozent, CH: 64 Prozent). ↘ Abb. 16 

Besonders auffällig: Ältere Bevölkerungsgruppen 
sorgen sich deutlich stärker um Bedrohungen im 
Netz als jüngere – ein Muster, das sich konsistent 
in allen 3 Ländern zeigt.

Aus diesem Problembewusstsein leiten sich auch 
klare Erwartungen an den Staat ab: In Deutsch-
land erwarten 81 Prozent der Bevölkerung, dass 
Cyberkriminalität genauso entschlossen bekämpft 
wird wie analoge Kriminalität; in der Schweiz 
teilen 79 Prozent diese Haltung, in Österreich 77 
Prozent. In allen 3 Ländern treffen diese Erwar-
tungen jedoch nicht auf große Zuversicht, dass 
der Staat ihnen auch gerecht wird. In Deutschland 
ist die Diskrepanz am größten: Nur jede*r Vierte 
hält den Staat für ausreichend gewappnet (AT: 37 
Prozent, CH: 42 Prozent).

Konsequenterweise erwartet eine große Mehrheit 
(70 Prozent), dass der Staat künftig deutlich mehr 
in moderne und effektive Cybersicherheitsmaß
nahmen investiert. ↘ Abb. 17 Ältere formulieren dabei 
tendenziell höhere Erwartungen; Jüngere trauen 
dem Staat etwas eher zu, seine Institutionen 
wirksam vor Cyberangriffen zu schützen. Doch 
selbst unter den Jüngeren ist es nur jede*r Dritte 
(Generation Z: 33 Prozent).

▶ Abb. 16: Sorge um Cyberangriffe
FRAGE: Wie besorgt sind Sie darüber, dass Cyberangriffe die  
Stabilität und Funktionsfähigkeit des Staates beeinträchtigen  
könnten?  | BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.058);  
AT (n = 1.000); CH (n = 1.000)

 �Sehr besorgt
 �Eher besorgt
 �Weniger besorgt
 �Überhaupt nicht besorgt
 �Weiß nicht

PARTNER*INNEN

Digitale Sicherheit der  
Verwaltung stärken

Cyberangriffe auf deutsche Behörden nehmen spürbar 
zu. Mit der angespannten geopolitischen Lage wächst 
auch die Aktivität von politisch motivierten Hacker*innen 
und staatlich gesteuerten Tätergruppen. Um kritische 
Infrastrukturen und sensible Daten zu schützen, muss die 
Verwaltung ihre Cybersicherheit dringend und nachhaltig 
stärken. Deshalb müssen wir in IT-Sicherheit investie-
ren. Netzwerke und Systeme müssen rund um die Uhr 
überwacht und Schwachstellen identifiziert werden, um 
effektive Gegenmaßnahmen einleiten zu können. Denn 
nur durch einen wirksamen Schutz ihrer digitalen Syste-
me bleibt die Verwaltung funktionsfähig und kann ihre 
Verantwortung gegenüber den Bürger*innen zuverlässig 
wahrnehmen.

Dr. Johann Bizer, Vorstandsvorsitzender, Dataport
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▶ Abb. 17: Staat und Cyberangriffe
FRAGE: Inwiefern stimmen Sie den folgenden Aussagen zu? 
BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.058); Top2 (stimme voll  
und ganz zu/stimme eher zu)

PARTNER*INNEN

Cybersicherheit jetzt:  
Vertrauen schaffen,  
Schutz stärken

Damit unsere IT auch morgen noch sicher ist, müssen wir 
heute investieren – in moderne Systeme, neue Technologien 
und gut ausgebildete Mitarbeitende. Wir brauchen moderne 
IT-Infrastrukturen, die Angriffen standhalten und schnell 
wieder funktionieren – das ist echte Resilienz. Cloud- 
Lösungen können eine sinnvolle Option sein, wenn eigene 
Systeme an ihre Grenzen stoßen – und sie reduzieren den 
Wartungsaufwand deutlich. Das Bundesamt für Sicherheit 
in der Informationstechnik (BSI) sollte als zentrale Instanz 
für Cybersicherheit gestärkt und mit den nötigen Ressourcen 
ausgestattet werden. Und auch Post-Quanten-Sicherheit ist 
kein Zukunftsthema mehr – sie gehört schon jetzt auf die 
Agenda. Wer später schützt, schützt schlechter. 

Isabel Netzband, Director Government Relations &  
Public Policy, Fsas Technologies GmbH 

EXPERT*INNEN

Digitale Sicherheit ist  
nationale Sicherheit

Dass Deutschland sich im Cyberraum resilienter aufstellen 
muss, liegt auf der Hand. Nicht umsonst haben wir als BSI 
dazu aufgerufen, in einer gesamtstaatlichen Anstrengung die 
Cybernation Deutschland zu bauen und dabei als eines von 
sechs übergeordneten Zielen dieser Strategie die Cyber-
resilienz unseres Landes spürbar zu erhöhen: Die Cybersi
cherheitslage bleibt insgesamt angespannt; insbesondere 
unzureichend geschützte Angriffsflächen machen uns 
verwundbar.

Im breiten Spektrum von Cyber Aggression erleben wir 
nicht nur Cyber Crime, also Straftaten im digitalen Raum, die 
vorrangig aus finanziellen Motiven begangen werden: Wir 
sind auch mit Cyber Conflict – staatlich gelenkten Angriffen 
mit ideologischem, politischem oder militärischem Kontext – 
konfrontiert, und dabei liegen Spionage und Sabotage oft nur 
einen Klick entfernt. Des Weiteren müssen wir uns zuneh-
mend den Herausforderungen stellen, die Cyber Dominance 
mit sich bringt. Dabei geht es um den Einfluss, den Hersteller 
digitaler Produkte über den Zugriff auf Daten, Informationen 
und Funktionen ausüben und so unsere digitale Souveränität 
bedrohen. 

Cybersicherheit als Alltagskompetenz  
und gemeinsame Aufgabe

Cybersicherheit auf die Agenda zu heben ist das allererste 
der sechs Ziele, die wir uns im Rahmen der Cybernation 
Deutschland gesteckt haben. Ich bin der Meinung, dass ein 
Bewusstsein für Gefahren im digitalen Raum schon in der 
Grundschule geschaffen werden und dann über den gesam-
ten Bildungsweg – sowohl im Berufs- als auch im Privatleben 
– weiterentwickelt werden muss.

Wir als BSI üben unser Mandat für den digitalen Verbrau-
cherschutz rund um die Uhr in Form zielgruppengerechter 
Informationsangebote aus. Neben unserer Sensibilisierungs-
arbeit ist es jedoch unser Anspruch, nicht nur auf die 
Eigenverantwortung der Bevölkerung zu setzen, sondern die 
Menschen im Netz aktiv zu schützen! Wenn wir jetzt 
gemeinsam schnelle und große Schritte gehen, können wir 
die digitale Zukunft Deutschlands sichern.

Claudia Plattner
Präsidentin des Bundesamtes für Sicherheit  
in der Informationstechnik (BSI) 

Das ausführliche  
Interview finden Sie 

unter diesem QR-Code.

https://initiatived21.de/aktuelles/interview-claudia-plattner
https://initiatived21.de/aktuelles/interview-claudia-plattner
https://initiatived21.de/aktuelles/interview-claudia-plattner
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▶ Abb. 18: Erfahrungen mit Cyberkriminalität 
FRAGE: Sind Sie persönlich in Ihrem Privatleben schon 
einmal in Kontakt mit Cyberkriminalität gekommen? 
Haben Sie in den letzten 12 Monaten persönlich negative 
Erfahrungen mit der Sicherheit digitaler Behördendienste 
gemacht?  | BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.058)

64 %
… sind bisher noch nie 
Opfer von Cyberkrimi
nalität geworden.

83 %
… haben noch keine negativen 
Erfahrungen mit der Sicherheit 
von E-Government gemacht.

Wer dem Staat wirksamen Schutz vor Cyberan-
griffen zutraut, bringt ihm insgesamt deutlich 
mehr Vertrauen entgegen (62 Prozent, Bevölke-
rungsschnitt: 33 Prozent ↘ Abb. 08). Und umgekehrt 
gilt: Wer generell (großes) Vertrauen in den Staat 
hat, traut ihm auch beim Cyberschutz mehr zu  
(47 Prozent, Bevölkerung: 25 Prozent). 

Bürger*innen erkennen zwar die allgemeine Be-
drohung durch Cyberkriminalität im Land, sehen 
darin jedoch häufig keine persönliche Relevanz 
– und ergreifen entsprechend selten konkrete 
Schutzmaßnahmen. Nur ein Viertel hat sich in den 
vergangenen 12 Monaten aktiv darüber informiert, 
wie sie ihre digitalen Geräte, Daten oder Online- 
Identitäten vor Cyberangriffen schützen können.

Ein Grund dafür ist die bislang geringe persönliche 
Betroffenheit: 64 Prozent der Bürger*innen haben 
nach eigenen Angaben noch keine eigenen Erfah-
rungen mit Cyberkriminalität gemacht. ↘ Abb. 18 

Im Bereich E-Government berichten sogar 83 
Prozent, noch keine negativen Erlebnisse gehabt 
zu haben. Diese geringe persönliche Betroffenheit 
führt dazu, dass das Risiko als weniger relevant 
eingeschätzt wird – ein klassisches Beispiel der 
Verfügbarkeitsheuristik: Was im eigenen Erleben 
nicht präsent ist, wird als weniger wahrscheinlich 
oder bedrohlich eingeschätzt.

Auch die Informationslage trägt dazu bei, dass das 
individuelle Risikobewusstsein begrenzt bleibt. 
Nur wenige Bürger*innen berichten, in den letzten 
12 Monaten Informationen von Behörden (7 Pro-
zent), Vereinen (8 Prozent), Arbeitgeber*innen 
(14 Prozent) oder privaten Anbietern digitaler 
Dienste (19 Prozent) erhalten zu haben. Dabei 
könnten solche Informationen dazu beitragen, 
Schutzkompetenzen zu stärken und präventives 
Verhalten zu fördern. Fast die Hälfte der Bevöl-
kerung (48 Prozent) wurde bislang von keiner 
dieser Stellen erreicht. ↘ Abb. 19 Zudem zeigen sich 
Unterschiede zwischen den Altersgruppen: Ältere 
Menschen geben deutlich seltener an, entspre-
chende Informationen erhalten zu haben. Die 
Kommunikation erreicht also bislang nicht nur 
zu wenige – sondern auch nicht alle Zielgruppen 
gleichermaßen.

▶ Abb. 19: Informationen zum Schutz vor Cyberangriffen 
FRAGE: Haben Sie in den letzten 12 Monaten von einer der folgenden 
Stellen Informationen erhalten, wie Sie sich am besten vor Cyberan-
griffen schützen können?  | BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.058);  
Differenz zu 100 % aufgrund des Anteils weiß nicht/keine Angabe

PARTNER*INNEN

Das Defender's Dilemma  
lösen – mit Cloud und KI

Die im Report gezeigten Sorgen zur Cybersicherheit sind 
berechtigt – die Bedrohungslandschaft wandelt sich 
rasant. Staatlich geförderte Angreifer und Ransomware- 
Gruppen zielen auf den öffentlichen Sektor. Phishing 
und gestohlene Zugangsdaten sind häufige Einfallstore. 
Neben starker Abwehr sind frühe Erkennung und Reaktion 
entscheidend. Hochsichere Cloud-Umgebungen bieten 
Vorteile durch kontinuierlichen Schutz mit innovativen  
Technologien. „Zero Trust“, Datenverschlüsselung, 
Malware-Erkennung und automatisierte Updates wirken 
wie ein digitales Immunsystem. KI kann das „Defender’s 
Dilemma“ lösen, indem sie proaktive Bedrohungssuche 
unterstützt und die Cyberresilienz stärkt.

Michael Neuber, Head of Cloud Northern Europe,  
Google Germany GmbH
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Elektronische 
Patienten- 
akte (ePA) 
13 %
haben die ePA  
ausprobiert.
BASIS: Alle Befragten –  
DE (n = 8.058)

Die elektronische Patientenakte (ePA) gilt 
als Schlüsselprojekt, um das Versprechen 
digitaler Gesundheit für alle erfahrbar zu 
machen. Die Europäische Kommission ver-
pflichtet die Mitgliedstaaten, bis 2030 allen 
Bürger*innen einen Online-Zugang zu den 
eigenen Gesundheitsdaten zu ermöglichen. 

In Deutschland startete in diesem Zuge 2025 
die „ePA für alle“. Indem Befunde, Rezepte und 
Impfungen gebündelt bereitstehen, schafft die ePA 
Transparenz und erleichtert Alltagsabläufe wie 
Ärzt*innenwechsel oder Notfallversorgung. Ge-
lingt eine nutzer*innenfreundliche, störungsfreie 
und sichere Einführung, kann die Bevölkerung 
wertvolle Erfahrungen im Umgang mit digitalen 
Gesundheitsanwendungen sammeln. Das kann 
das Vertrauen in das Gesundheitssystem stärken 
und macht Digitalisierung konkret erlebbar. 

Während der unverbindlichen Test- und Einfüh-
rungsphase der ePA im Frühling 2021 gaben nur 
5 Prozent der Bürger*innen an, ihre ePA schon 
eingesehen oder genutzt zu haben (vgl. eGovern-
ment MONITOR 2021, Seite 40). Der Begriff war 
aber immerhin bereits 65 Prozent bekannt. 

Aufbauend auf den technischen und rechtlichen 
Fundamenten dieser Testphase läuft aktuell die 
flächendeckende Einführung. Unter dem Titel 
„ePA für alle“ werden mehrere Meilensteine im 
Jahr 2025 zusammengefasst: Bis Mitte Februar 
stellten die Krankenkassen – sofern kein Wider-
spruch vorlag – eine ePA für alle Versicherten 
bereit. Seit Ende April erfolgt der bundesweite 
Roll-out in Arztpraxen, Apotheken und Kranken-
häusern, die ab Oktober dieses Jahres verpflichtet 
sind, die ePA zu verwenden. 

Die Befragung wurde zum Beginn der Roll-out-
Phase durchgeführt und zeigt mit 13 Prozent 
Nutzung zu diesem Zeitpunkt bereits ein höheres 
Niveau als 2021. ↘ Abb. 20 Die Bekanntheit ist in 
den letzten 4 Jahren deutlich gestiegen: 9 von 10 
Befragten ist die ePA mittlerweile ein Begriff (+ 26 
Prozentpunkte). Hierzu dürfte auch die bundes-
weite und crossmediale Aufklärungskampagne 
des Bundesgesundheitsministeriums beigetragen 
haben, die die „ePA für alle“ seit Herbst 2024 
ankündigt.

▶ Abb. 20: Bekanntheit und Nutzung der  
elektronischen Patientenakte 

FRAGE: Haben Sie schon einmal von der elektronischen  
Patientenakte gehört? – Ja  | Haben Sie bereits in Ihre  
persönliche elektronische Patientenakte hineingeschaut/ 
sie genutzt? – Ja  | BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.058)

https://initiatived21.de/uploads/03_Studien-Publikationen/eGovernment-MONITOR/2021/egovernment-monitor-21.pdf#page=40
https://initiatived21.de/uploads/03_Studien-Publikationen/eGovernment-MONITOR/2021/egovernment-monitor-21.pdf#page=40
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72 %
»Ich bin grundsätzlich 
einverstanden, dass die 
ePA für mich angelegt 
wird und möchte sie 
gerne nutzen.«

▶ Abb. 21: Widerspruchsabsicht gegenüber  
der elektronischen Patientenakte

FRAGE: Was trifft auf Sie am ehesten zu?  | BASIS: Alle  
Befragten, die schon einmal von der elektronischen  
Patientenakte gehört haben – DE (n = 7.372);  
Angaben in Prozent

	 Ich bin grundsätzlich einverstanden, dass die ePA für  
	 mich angelegt wird und möchte sie gerne nutzen. 

	 Ich möchte nicht, dass eine ePA für mich angelegt wird  
	 und werde widersprechen/habe widersprochen. 

	Weiß nicht

61 % 
sind hoffnungsvoll, 
dass die Prozesse im 
Gesundheitsbereich 
durch die ePA einfacher 
werden.
BASIS: Alle Befragten –  
DE (n = 8.058)

Die ePA ist nicht nur vielen bekannt – die Mehr-
heit steht ihr auch positiv gegenüber: 72 Prozent 
derjenigen, denen die ePA ein Begriff ist, sind 
grundsätzlich bereit, eine eigene elektronische 
Patientenakte zu nutzen. Nur 15 Prozent der 
Bürger*innen wollen von ihrem Widerspruchsrecht 

Gebrauch machen – weniger als die 
ursprünglich von der Bundesregierung 
erwarteten rund 20 Prozent. 13 Prozent 
sind noch unentschlossen. ↘ Abb. 21

Die Haltung zur ePA ist – wie schon 
2021 – mehrheitlich optimistisch: 
61 Prozent glauben, dass Prozesse 
durch die ePA einfacher werden, und 
rund jede*r Zweite (53 Prozent) ist 
zuversichtlich, dass sich die gesund-

heitliche Versorgung dadurch verbessert, z. B. 
durch individuellere Präventionsberatung und 
Behandlungen. ↘ Abb. 22 Noch stärker als die „Digital 
Natives“ verknüpfen ältere Generationen positive 
Erwartungen mit der ePA. 

Kritische Haltungen sind zwar weniger verbreitet, 
bleiben aber relevant, da sie immer noch rund 
jede*n Dritte*n beschäftigen: 36 Prozent sorgen 
sich, in der ePA zu viel von sich preiszugeben. 
35 Prozent äußern Bedenken hinsichtlich der 
Datensicherheit. Immerhin sind diese Sicherheits-
bedenken seit 2021 um 8 Prozentpunkte gesunken 
– ein Vertrauensgewinn, der im laufenden Roll-out 
nicht verspielt werden sollte. Wie bereits im Ka-
pitel zu Cybersicherheit dargelegt: Die Sicherheit 
sensibler Gesundheitsdaten wird von den Nut-
zenden zwingend vorausgesetzt (Hygienefaktor). 
Schon kleine Zwischenfälle können deshalb die 
positive Einstellung der Bürger*innen nachhaltig 
negativ beeinflussen – und verlorenes Vertrau-
en lässt sich nur schwer zurückgewinnen (siehe 
Unterkapitel Vertrauen in den Staat und seine 
Institutionen ↘ Seite 12). 

▶ Abb. 22: Einstellungen zur  
elektronischen Patientenakte 

FRAGE: Inwieweit treffen die folgenden 
Aussagen zur elektronischen Patientenakte auf 
Sie persönlich zu?  | BASIS: Alle Befragten – DE 
(n = 8.058); Top2 (stimme voll und ganz zu/
stimme eher zu)
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PARTNER*INNEN

Digitale Gesundheitsversorgung –  
die Zeit ist reif 

Neue Chancen durch den Einsatz von 
KI und Hightech in der Diagnose, bei 
invasiven Verfahren und der (Fern-)
Behandlung revolutionieren die Gesund-
heitsversorgung. Im Mittelpunkt stehen 
der Dialog mit Dienstleister*innen und 
Bürger*innen sowie deren Datensouve-
ränität. Datenhubs wie das Forschungs-
datenzentrum und sphin-x ermöglichen 
künftig schnelleren Forschungszugang.

Nicole Cienskowski, Director und Lead Public 
Healthcare, Capgemini Deutschland 44 %

der Österreicher*innen  
nutzen die ELGA.
BASIS: Alle Befragten – AT (n = 1.000)

Ausblick Österreich und Schweiz:  
Die unterschiedlichen Wege der  
elektronischen Gesundheitsakte 

In den Nachbarländern herrscht jeweils eine  
etwas andere Situation: Österreich hat die vorbe-
reitende Gesetzgebung bereits 2013 verabschiedet 
und kurz danach den Roll-out der elektronischen 
Gesundheitsakte (ELGA) begonnen. Auch wenn  
die vollständige Anbindung ans Gesundheitswesen 
bis heute andauert, standen den Bürger*innen 
in Österreich bereits viel früher eine eigene Akte 
(Opt-out möglich) und Anwendungen wie die  
eMedikation zur Verfügung. Das spiegelt sich  
deutlich in den Nutzungszahlen: 2021 nutzten  
29 Prozent die ELGA und 2025 bereits  
44 Prozent. ↘ Abb. 23 Fast allen  
Menschen im Land ist die ELGA  
ein Begriff. ↘ Abb. 24

Die Schweiz wiederum unterliegt 
nicht der Verordnung für den Euro-
päischen Gesundheitsdatenraum 
(EHDS) und verfolgt einen dritten 
Entwicklungsweg: 2017 wurde das 
Gesetz zum elektronischen Patientendossier 
(EPD) verabschiedet – zeitlich also zwischen dem 
juristischen Start in Österreich 2013 und dem 
Patientendaten-Schutz-Gesetz 2020 in Deutsch-
land. Aktuell läuft allerdings eine umfassende 
Revision, die seit vergangenem Jahr die Nutzung 
bremst. Die aktuellen Nutzungszahlen liegen auf 
einem mit Deutschland vergleichbaren Niveau, 
mit einem kleinen Vorsprung für die Schweiz  
(+ 4 Prozentpunkte). Die Bekanntheit des Begriffs 
EPD hingegen liegt mit 72 Prozent noch deutlich 
unter dem Niveau der Nachbarländer.

▶ Abb. 23: Nutzung elektronischer 
Gesundheitsakten im D-A-CH-
Vergleich 
FRAGE: Haben Sie bereits in Ihre persön-
liche ... hinein geschaut/sie genutzt? – Ja 
BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.058);  
AT (n = 1.000); CH (n = 1.000)

▶ Abb. 24: Begriffsbekanntheit elektronischer  
Gesundheitsakten im D-A-CH-Vergleich

FRAGE: Haben Sie schon einmal von ... gehört? 
BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.058); AT (n = 1.000);  
CH (n = 1.000)
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   Lagebild  
E-Government

Lagebild E-Government

▶ Abb. 27: Leistungen im Überblick –  
Online-Nutzung über die Zeit

FRAGE: Haben Sie … in den letzten 3 Jahren 
ganz oder teilweise online erledigt? 
BASIS: Alle Befragten, die in den letzten  
3 Jahren Bedarf an dieser Leistung hatten; 
Angaben in Prozent

 �2023
 �2024
 �2025 

▶ Abb. 28: Nutzung Online-Ausweis  
FRAGE : Haben Sie Ihren Online-Ausweis schon 

einmal genutzt?  | BASIS: Alle Befragten mit 
gültigem Personalausweis – DE (n = 7.577)

Lagebild pro  
Bundesland
Bundesländer-Spezial  

▶ Seite 37
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Bekanntheit und  
Auffindbarkeit von  
Angeboten

64 %
»Der Staat muss mich besser über seine 
digitalen Angebote informieren – er darf 
nicht voraussetzen, dass die Bevölkerung 
sich eigenständig informiert.«
BASIS: Alle Befragten – DE (n = 8.058)

Digitale Verwaltungsangebote bleiben häufig 
ungenutzt, weil sie zu wenig bekannt sind. Mehr 
als ein Drittel der Bürger*innen (36 Prozent) 
nennt dies explizit als Hürde für eine (intensive-
re) E-Government-Nutzung. Die Erwartungen 
richten sich klar an den Staat: 64 Prozent der 
Bürger*innen erwarten von ihm eine aktive Kom-

munikation digitaler Angebote, anstatt 
davon auszugehen, dass sich die Bevöl-
kerung eigenständig informiert (AT: 60 
Prozent, CH: 59 Prozent).

Eine weitere zentrale Voraussetzung 
für die Nutzung von E-Government 

ist die digitale Auffindbarkeit: 61 Prozent der 
Bürger*innen sehen ihre Erwartungen an eine 
moderne digitale Verwaltung erst dann erfüllt, 
wenn sie benötigte Leistungen schnell und ein-
fach online finden könnten. Das ist mit Abstand 
die am häufigsten genannte Voraussetzung für 
eine positive Bewertung der Verwaltung (siehe 
Unterkapitel Erwartungen an einen leistungs
fähigen Staat ↘ Seite 14). 

Eine Antwort auf diesen Bedarf soll das deutsche 
Bundesportal bund.de bieten, das als zentraler 
Zugangspunkt zu Verwaltungsleistungen dient. 
Seine Nutzung ist in den letzten Jahren zwar leicht 
angestiegen, liegt mit aktuell 12 Prozent aber 
weiterhin auf niedrigem Niveau. Jüngere Genera-
tionen, die tendenziell digital affiner sind, nutzen 
das Portal häufiger: In der Generation Z liegt der 
Anteil bereits bei 21 Prozent, in der Generation Y 
bei 15 Prozent. Doch auch in diesen Vorreitergrup-
pen besteht deutlicher Ausbaubedarf. 

Die geringe Nutzung zeigt sich auch im Suchver-
halten der Bürger*innen. Statt direkt auf bund.de 
zuzugreifen, beginnen die meisten ihre Suche 
nach Verwaltungsleistungen über andere Kanäle: 
51 Prozent nutzen Suchmaschinen, 42 Prozent 
besuchen die Internetseiten von Behörden. ↘ Abb. 29 
Besonders auffällig: Von Letzteren steuern 78 
Prozent direkt die Seite ihrer Stadt oder Gemein-
de an; das Bundesportal spielt mit 6 Prozent hier 
aktuell nur eine Nebenrolle. Eine naheliegende 
Maßnahme, um die Nutzung zu erhöhen, ist auch 
hier, die Bekanntheit des Angebots zu steigern: 
Bislang kennen nur 36 Prozent das Portal bund.de.

▶ Abb. 29: Gezielte Suche benötigter  
Behördenleistung 

FRAGE: Wenn Sie eine benötigte Behördenleistung 
suchen, wie gehen Sie dabei vor?  | BASIS: Alle 
Befragten – DE (n = 8.058)

PARTNER*INNEN

Finden. Nutzen. Vertrauen.

Der eGovernment MONITOR 2025 macht deutlich: Je 
sichtbarer und intuitiver digitale Verwaltungsangebote 
sind, desto höher fallen ihre Nutzung und Akzeptanz aus. 
Bürger*innen erwarten Leistungen, die zur richtigen Zeit, 
am richtigen Ort und im richtigen Format verfügbar sind. 
Jetzt gilt es, gemeinsam mit Bund, Ländern und Kommu-
nen eine föderal übergreifende Logik zu schaffen – für  
konsistente Nutzer*innenführung, verlässliche Orien-
tierung und digitale Angebote, denen man vertraut. Ein 
durchgängiges Nutzungserlebnis ist kein Komfortmerk-
mal: Es ist die Grundlage dafür, dass Menschen digitale 
Verwaltung als zuverlässig und hilfreich erleben. 

Tim Brauckmüller, Geschäftsführer, aconium GmbH

https://verwaltung.bund.de/
https://verwaltung.bund.de/
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Nutzung und 
Nutzungslücke 

Das Nutzungsniveau digitaler Verwaltungsange-
bote ist ein wichtiger Indikator für die Akzeptanz 
der digitalen Verwaltung in der Bevölkerung: 
Es spiegelt nicht nur die technische Verfügbar-
keit, sondern auch Vertrauen, Kompetenz und 
Motivation wider. Im Vergleich zu den beiden 
Vorjahren ist das Nutzungsniveau aller betrachte-
ten digitalen Verwaltungsangebote angestiegen. 
Gleichzeitig variiert die Nutzung zwischen den 
Leistungen stark, sodass sich ein breites Spek
trum zeigt. ↘ Abb. 27

Digitale Nutzungslücke 

Die Digitale Nutzungslücke zeigt das ungenutzte 
Potenzial von E-Government. Sie beschreibt den 
Anteil der Bürger*innen, die ihren Bedarf an Ver-
waltungsangelegenheiten vollständig offline erfül-
len. Bei einer erfolgreichen digitalen Verwaltungs-
transformation gelingt es, diese Lücke langfristig 
zu schließen. 

Aktuell liegt die Digitale Nutzungslücke in 
Deutschland, Österreich und der Schweiz auf dem 
Niveau des Vorjahres. In Deutschland wählt wei-
terhin rund ein Drittel der Bevölkerung den ana-
logen Weg. ↘ Abb. 26 In Österreich und der Schweiz 
fällt der Anteil geringer aus, jedoch ebenfalls ohne 
Veränderung gegenüber 2024.

Staatliche digitale Angebote sollen für alle Men-
schen gleichermaßen verfügbar sein. Tatsächlich 
variiert die Digitale Nutzungslücke aber stark 
zwischen Bevölkerungsgruppen. Abhilfe kann 
der Staat schaffen, indem er die bislang weniger 
erreichten Gruppen gezielter adressiert. Hierzu 
braucht es verlässliche Daten und Erkenntnisse zu 
deren Hürden und Bedürfnissen.

Hinsichtlich des Alters zeigt sich in Deutschland 
die kleinste Digitale Nutzungslücke in der Genera-
tion Z: 27 Prozent haben in den letzten 12 Mona-
ten ihre behördlichen Anliegen ausschließlich off-
line erledigt. 2024 lag die Digitale Nutzungslücke 
in dieser Bevölkerungsgruppe noch bei 31 Prozent. 
Deutliche Unterschiede in der Digitalen Nutzungs-
lücke zeigen sich außerdem nach formaler Bildung 
(hohe Bildung: 26 Prozent; geringe Bildung: 38 
Prozent) und Wohnort (Land: 38 Prozent; Stadt: 
29 Prozent). ↘ Abb.30

33 %
wickeln Behördengänge in 

Deutschland vollständig offline ab, 
weitaus mehr als in Österreich und 

der Schweiz.
BASIS: Alle Befragten mit allgemeinem  

Bedarf an Behördendiensten in den letzten  
12 Monaten – DE (n = 5.890)

▶ Abb. 30: Die Digitale Nutzungslücke – Bevölkerungsgruppen
FRAGE: Hatten Sie in den letzten 12 Monaten ein Anliegen, für das Sie ein Amt  

oder eine Behörde brauchten? Haben Sie dies teilweise oder vollständig  
online erledigt? – Nein, ausschließlich offline erledigt (persönlich auf dem Amt/ 

per Telefon/per Post)  | BASIS: Alle Befragten mit allgemeinem Bedarf an 
Behördendiensten in den letzten 12 Monaten – DE (n = 5.890)

PARTNER*INNEN

Digitale Kompetenzoffensive –  
ganzheitlicher Ansatz mit praxisnahen 
Angeboten

Digitalisierung macht das Leben leichter und die 
Wirtschaft erfolgreicher. Dafür müssen die Men-
schen über digitale Kompetenzen verfügen. Mit 
kostenfreien Workshop-Formaten bringen wir ver-
tieftes Digital-Knowhow ins Leben der Menschen. 
Die Digitale Kompetenzoffensive in Österreich 
stellt sicher, dass digitale Verwaltungsservices von 
allen Altersgruppen stärker genutzt werden und 
möglichst alle von der Digitalisierung profitieren. 

Alexander Pröll, Staatssekretär für Digitalisierung,  
Verfassung, Öffentlichen Dienst, Koordinierung und Kampf  
gegen Antisemitismus, Bundeskanzleramt
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Detailbetrachtung  
einzelner  
Leistungen 

58 %
meldeten sich in den 
letzten 3 Jahren im 
Falle eines Umzug aus-
schließlich analog um.
BASIS: Alle Befragten, die in den 
letzten 3 Jahren Bedarf an einer 
Wohnsitzummeldung hatten –  
DE (n = 1.688)

Ob Bürger*innen ein behördliches Anliegen digital 
oder analog erledigen, hängt maßgeblich von der 
jeweiligen Verwaltungsleistung ab. Mehr als die 
Hälfte der Personen, die in den letzten 3 Jahren 

ihren Wohnsitz um- oder anmelden 
mussten, nutzten dafür ausschließ-
lich analoge Wege. Die elektronische 
Wohnsitzanmeldung befindet sich 
noch im Roll-out und ist nicht in jeder 
Kommune oder Stadt nutzbar; auch 
deshalb ist die Digitale Nutzungs
lücke mit 58 Prozent vergleichsweise 
groß. Die Wohnsitzanmeldung zählt 
damit zu den am stärksten analog 
genutzten Leistungen. Ganz anders 

sieht es bei der Einkommensteuererklärung aus: 
Nur 15 Prozent verzichten vollständig auf eine 
digitale Nutzung, während 85 Prozent das digitale 
Angebot zumindest teilweise nutzen. Damit ist 
die Einkommensteuererklärung die Leistung mit 
der kleinsten Digitalen Nutzungslücke. Zwischen 
diesen beiden Polen liegt ein breites Spektrum 
unterschiedlicher Nutzungsmuster. ↘ Abb.31

Auch in Österreich ist die Spannbreite groß, wenn 
auch auf etwas höherem Niveau und mit einer 
„Doppelspitze“: Die Einkommensteuererklärung 
(92 Prozent Online-Nutzung) wird hier noch knapp 
von der Einsicht ins Pensionskonto übertroffen, 
die zu 93 Prozent ganz oder teilweise digital 
erfolgt. In der Schweiz fällt auf, dass alle abge-
fragten Leistungen ähnlich stark online genutzt 
werden; Spitzenreiter ist das Bestellen der Straf-
registerbescheinigung (90 Prozent), gefolgt von 
der Einkommensteuererklärung und dem Antrag 
auf Betreuungsgutscheine (jeweils 89 Prozent 
Online-Nutzung). 

Mehr Online-Nutzung der einzelnen 
Leistungen als noch vor 2 Jahren

Im Laufe der letzten 2 Jahre zeigt sich für fast alle 
betrachteten Leistungen ein leichter Aufwärts-
trend. In Deutschland ist der Anstieg am größten 
beim Bauantrag (+ 16 Prozentpunkte höhere 
Online-Nutzung gegenüber 2024), beim Kinder-
geldantrag (+ 13 Prozentpunkte) und beim Arbeits
losengeldantrag (+ 9 Prozentpunkte). ↘ Abb.27  
Diese Zuwächse zeigen, dass auf Ebene einzelner 
Leitungen etwas in Bewegung ist – ein positives 
Signal. 

Darüber hinaus lohnt der Blick auf die Art 
der Nutzung – also darauf, ob Leistungen nur 
teilweise oder vollständig digital abgewickelt 
werden. Die höchste Durchgängigkeit in der 
digitalen Nutzung weisen die Einkommensteuer-
erklärung, der Antrag auf Ausbildungsförderung 
und die Hundesteueranmeldung auf: 71 Prozent 
der Bürger*innen reichen ihre Einkommensteu-
ererklärung vollständig digital ein, 51 Prozent 
ihren BAföG-Antrag. Mit 49 Prozent wird auch die 
Hundesteueranmeldung bereits häufig vollstän-
dig digital abgewickelt. ↘ Abb. 31 Die Anmeldung 
von Wohnsitz und Fahrzeug sowie der Antrag auf 
einen Führerscheintausch werden hingegen ver-
gleichsweise selten vollständig digital erledigt.

▶ Abb. 31: Leistungen im  
Überblick – Art der  
Online-Nutzung
FRAGE: Haben Sie ... schon einmal 
online erledigt? – Ja / Ja, teilweise 
BASIS: Alle Befragten, die in den letzten 
3 Jahren Bedarf an dieser Leistung 
hatten; Angaben in Prozent; Abwei-
chungen zur Gesamtsumme aufgrund 
von Rundung

 �Vollständig online erledigt
 �Teilweise online erledigt
 �Vollständig offline erledigt

Offline-Nutzung lässt sich auf  
3 Gründe zurückführen

Die Gründe, warum bestimmte Leistungen gar 
nicht online genutzt werden, liefern wichtige 
Hinweise, mit welchen Maßnahmen die Digitale 
Nutzungslücke zukünftig geschlossen werden 
kann. Bei bereits stark online genutzten Leistun-
gen wie der Einkommensteuererklärung oder dem 
Antrag auf Arbeitslosengeld entscheiden sich viele 
Offline-Nutzer*innen bewusst gegen den digitalen 
Weg, obwohl sie ihn kennen. ↘ Abb. 32



Diese bewusste Ablehnung zu verringern, ist 
besonders herausfordernd, da sie unter anderem 
mit persönlichen Einstellungen zusammenhängt. 
Die meistgenannten Gründe für die Ablehnung 
sind: die Gewohnheit, es offline zu erledigen  
(40 Prozent), die Sorge vor eigenen Fehlern  
(23 Prozent) oder die komplizierte Handhabung 
(19 Prozent). 

Die Bürger*innen entscheiden sich jedoch nicht 
immer bewusst gegen das Online-Angebot einer 
Verwaltungsleistung. In einigen Fällen scheitert 
es eher an der Auffindbarkeit der jeweiligen 
Leistung: Es wurde zwar nach einer digitalen Mög-
lichkeit gesucht, aber keine gefunden, weshalb 
schließlich der analoge Weg gewählt wurde. Für 
immerhin 41 Prozent der Bevölkerung sind lang-
wierige Suchen generell ein Grund, E-Government 
nicht (häufiger) zu nutzen. Bei Leistungen, die 
noch nicht flächendeckend digital verfügbar sind, 
lässt sich die fehlende Auffindbarkeit teilweise 
auch mit der fehlenden Verfügbarkeit erklären.  
Ein Beispiel dafür ist die Anmeldung des Wohn-
sitzes: 25 Prozent der Antragsteller*innen haben 
erfolglos online gesucht. Sehr positiv ist hingegen 
die Auffindbarkeit der Anträge auf Arbeitslosen-
geld (4 Prozent haben die Leistung nicht online 
gefunden), Ausbildungsförderung (5 Prozent) und 
Kindergeld (6 Prozent). Die Einkommensteuerer-
klärung zeigt aber, dass noch mehr Potenzial be-
steht: Hier nutzte nur 1 Prozent den Offline-Weg, 
weil das digitale Angebot nicht gefunden wurde.

Ein verwandtes, noch vorgelagertes Problem ist 
die mangelnde Bekanntheit: Sie führt dazu, 
dass viele gar nicht erst nach einem digitalen 
Angebot suchen, sondern sich direkt für den 
analogen Weg entscheiden. Oft gehen sie einfach 
davon aus, dass ihr Anliegen nicht digital abgewi-
ckelt werden kann. Immerhin gibt mehr als jede*r 
Dritte an, E-Government nicht (intensiver) zu nut-
zen, weil unklar ist, ob die benötigten Leistungen 
online verfügbar sind. Aus Sicht der Bürger*innen 
ist der Staat daher in der Pflicht, sein Angebot 
proaktiv zu kommunizieren (siehe Unterkapitel 
Bekanntheit und Auffindbarkeit von Angeboten  
↘ Seite 28). 

Beim Rentenantrag war mangelnde Bekanntheit im 
letzten Jahr noch der wichtigste Grund für die Off
line-Nutzung. In diesem Jahr haben sich insgesamt 
mehr Antragsteller*innen für den Online-Weg 
entschieden; und unter den Offline-Nutzer*innen 
ist mangelnde Bekanntheit mit 13 Prozent nicht 
mehr der Hauptgrund gegen das digitale Angebot. 
Im Vergleich zu Leistungen wie dem Antrag auf 
Arbeitslosengeld und auf Kindergeld (7 bzw. 4 Pro-
zent kannten das digitale Angebot nicht) bleibt die 
geringe Bekanntheit des digitalen Rentenantrags 
jedoch eine Herausforderung.
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▶ Abb. 32: Digitale Nutzungslücke für 3 Einzelleistungen
FRAGE: Haben Sie … in den letzten 3 Jahren (ganz oder teilweise) online erledigt? Wenn offline: 
Gibt es Ihres Wissens die Möglichkeit, diese Erledigung auch online durchzuführen? Wenn nein: 
Was trifft auf Sie zu? – Ich habe bisher nicht nach einer Online-Möglichkeit gesucht. / Ich habe 
bereits nach einer Online-Möglichkeit gesucht, aber nichts gefunden.  | BASIS: Alle Befragten, die 
in den letzten 3 Jahren Bedarf an dieser Leistung hatten (DE): Antrag Arbeitslosengeld n = 863; 
Kindergeld n = 898; Rente n = 859; Angaben in Prozent

Arbeitslosengeld beantragen

Kindergeld beantragen 

Rente beantragen 

Offline genutzt
	Bewusste Ablehnung des Online-Weges
	Online-Weg nicht bekannt
	Online nicht auffindbar
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Zufriedenheit mit dem Online- 
Angebot meist hoch

Auch wenn der Weg zum digitalen Angebot nicht 
immer leicht ist, möchten Bürger*innen ihn, 
einmal gefunden, in den meisten Fällen nicht mehr 
missen. Das drückt sich in der hohen Wiedernut-
zungsbereitschaft der Online-Nutzer*innen aus: 

Über 90 Prozent würden die 
Leistungen erneut nutzen; bei 
der Einkommensteuererklärung 
und der Hundesteuer sind es 
sogar 97 Prozent.

Auch die Zufriedenheitswerte 
liegen recht hoch. Am niedrigs-
ten fallen sie bei den Sozialleis-
tungen Arbeitslosengeldantrag 

(niedrigste Zufriedenheit mit 69 Prozent, ↘ Abb. 33), 
Bürgergeldantrag und Wohngeldantrag aus. Das 
mag auch mit dem Charakter dieser Leistungen 
zusammenhängen, bei denen die Unzufriedenheit 
über einen abgelehnten Antrag auf die Wahrneh-
mung des gesamten Prozesses ausstrahlen kann. 
Die höchste Zufriedenheit erreicht die Anmeldung 
der Hundesteuer mit 89 Prozent, gefolgt von der 
Abwicklung der Einkommensteuererklärung und 
der Anmeldung zur Eheschließung. 

97 %
»Ich habe die Hundesteuer 
online angemeldet und  
würde das auch gern  
weiterhin online erledigen.«
BASIS: Alle Befragten, die die Anmel-
dung online in den letzten 3 Jahren 
durchgeführt haben – DE (n = 620)

▶ Abb. 33: Zufriedenheit mit einzelnen Leistungen
FRAGE: Wie zufrieden waren Sie insgesamt?  | BASIS: Alle  
Befragten, die die jeweilige Leistung in den letzten 3 Jahren online 
genutzt haben und dazu befragt wurden (Zufallsauswahl); 
Abweichungen zum Vorjahr dargestellt ab 3 Prozentpunkten

EXPERT*INNEN

Digitale Verwaltung  
muss echten Mehrwert  
bieten

Digitale Verwaltungsleistungen werden nur genutzt, 
wenn sie spürbar besser sind als analoge Verfahren: 
schnellere Bearbeitung, weniger Aufwand, vorausge-
füllte Daten. Doch dieser Mehrwert fehlt oft. Häufig 
ist unklar, welche Leistungen schon digital verfügbar 
sind. Ein positives Gegenbeispiel ist Berlins Kampagne 
zur elektronischen Wohnsitzanmeldung – proaktive 
Werbung für eine funktionierende digitale Verwal-
tungsleistung.

Staatliche Leistungen sollten so einfach erhältlich sein 
wie Konsumartikel privater Anbieter. Nur so entstehen 
Nutzen und Vertrauen. Viele sind jedoch qualitativ 
noch nicht so ausgereift, dass man sie ohne Enttäu-
schungsrisiko bewerben könnte. Um das zu ändern, 
müssen sie stärker aus Sicht der Bürger*innen gedacht 
werden. Niemand möchte sich bei einem Umzug durch 
zig Portale klicken. Ideal wäre: einmal die neue Adresse 
melden, alle Behörden werden informiert, das Auto 
automatisch umgemeldet. Digitale Leistungen müssen 
entlang solcher Lebenslagen gebündelt werden – nicht 
als unübersichtliche Linklisten. So entstehen echter 
Nutzen und Akzeptanz. 

Kommunale Ebene als Gesicht des Staates

Die kommunale Ebene ist das Gesicht des Staates. 
Hier entscheidet sich, ob Verwaltung modern und 
bürger*innennah wirkt. Gut funktionierende digitale 
Angebote vor Ort stärken das Vertrauen in staatliches 
Handeln. Gleichzeitig müssen Kommunen entlastet 
werden: Sie müssen nicht jede digitale Leistung selbst 
entwickeln. Dort, wo wenig eigener Gestaltungs-
spielraum ist, braucht es eher zentrale Lösungen 
und einen einfachen, bürokratiearmen Zugang zu 
Basisdiensten und Registern. Eine gut umgesetzte 
Digitalisierung entlastet Mitarbeitende, steigert ihre 
Zufriedenheit und macht Behörden zu attraktiveren 
Arbeitgeber*innen.

Dass noch ein Drittel der Menschen Verwaltungsleis-
tungen komplett offline erledigt, zeigt den Handlungs-
bedarf. Erst wenn digitale Angebote bekannt, ver-
ständlich und verlässlich sind, wird Digitalisierung zur 
echten Erleichterung – und zu einem Gewinn für alle.

Dorothea Störr-Ritter
Mitglied des Nationalen Normenkontrollrates,  
Landrätin a. D

Das ausführliche  
Interview finden Sie 

unter diesem QR-Code.

https://initiatived21.de/aktuelles/interview-dorothea-stoerr-ritter
https://initiatived21.de/aktuelles/interview-dorothea-stoerr-ritter
https://initiatived21.de/aktuelles/interview-dorothea-stoerr-ritter
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Jede Leistung hat ihre  
Stärken und Schwächen. 
Diese zeigen sich im  
Zufriedenheitsniveau  
der Nutzer*innen in  
einzelnen Aspekten. 

▶ Abb. 34: Zufriedenheitsaspekte -  
Bewertung einzelner digitaler Leistungen

FRAGE: Mit welchen 3 Aspekten waren Sie am  
zufriedensten?  | BASIS: Alle Befragten, die die jeweilige 
Leistung in den letzten 3 Jahren online genutzt haben 
und dazu befragt wurden (Zufallsauswahl) (DE) – Antrag 
Rente n = 472; Um-/Anmeldung Wohnsitz n = 524;  
Antrag Arbeitslosengeld n = 537; Angaben in Prozent

	 Stabile Umsetzung mit wenigen 
Schwächen: die digitale  
Rentenantragstellung

Wer seine Rente digital beantragt hat, 
war im Großen und Ganzen zufrieden 
damit: Mit 79 Prozent liegt die Quote auf 
einem durchschnittlichen Niveau. Da die 
Zielgruppen dieser Leistung in der Regel 
älteren, weniger digital affinen Genera-
tionen entstammen (D21-Digital-Index), 
ist das besonders bemerkenswert. Zur 
Zufriedenheit mit dieser Leistung trägt 
vor allem bei, dass die Webseite fehler-
frei funktioniert, der Antrag durchgängig 
digital abgewickelt werden kann und dies 
auch auf dem Smartphone oder Tablet 
möglich ist – gerade weil ältere Men-
schen oft über keine anderen digitalen 
Endgeräte verfügen. Eine Hürde stellt 
für sie hingegen dar, wenn sie sich digital 
ausweisen müssen, da diese Zielgruppe 
den Online-Ausweis seltener nutzt (siehe 
Unterkapitel Online-Ausweise und Wallet 
↘ Seite 34). Kritisch bewertet wird zudem 
der zeitliche Aufwand, oft durch lange 
Suche infolge mangelnder Auffindbarkeit. 

Funktionale und einfach zu 
nutzende Leistung: die Um-/
Anmeldung des Wohnsitzes

Sie zählt zu den besser bewerteten 
Leistungen: 83 Prozent der Personen, die 
ihren Wohnsitz online anmelden konnten, 
waren mit dem Prozess zufrieden. In der 
Regel wird diese Leistung in einer Le-
benslage in Anspruch genommen, in der 
man alle Hände voll zu tun hat: Man zieht 
in eine neue Wohnung oder ein neues 
Haus. In der Umzugssituation zählen vor 
allem schnelle und einfache Prozesse, 
die nicht zusätzlich belasten. Zufrieden-
heit stiften daher geringer Zeitaufwand, 
gute mobile Nutzbarkeit und schnelle 
Auffindbarkeit der Leistung. Dies erfüllt 
die Online-Wohnsitz-Anmeldung aktuell 
vergleichsweise gut. Umgekehrt sind die 
Schwächen der Leistung aktuell noch die 
Unterstützung mit Informationen, die 
Vollständigkeit der Online-Abwicklung 
und Möglichkeiten der digitalen Iden-
tifikation. Hier ist die Zufriedenheit am 
geringsten. 

Durchgängig digitalisiert, aber 
kompliziert und sperrig: der 
Antrag auf Arbeitslosengeld

Obwohl der Antrag auf Arbeitslosengeld 
insgesamt den niedrigsten Zufrieden-
heitswert aufweist (69 Prozent ↘ Abb. 33), 
gibt es einige Aspekte, die für die 
Nutzer*innen positiv hervorstechen – 
allen voran die Möglichkeit, die Leistung 
durchgängig digital abzuwickeln. Nur bei 
der Einkommensteuererklärung nennen 
noch mehr Nutzer*innen dies als wich-
tigsten Zufriedenheitsfaktor. Überzeugen 
können auch die mobile Umsetzung und 
der geringe Zeitaufwand. Allerdings 
wird der Zeitaufwand von anderen auch 
besonders oft als Grund für Unzufrie-
denheit angegeben. Es liegt in der Natur 
der Leistung, dass der Antragsprozess 
individuell unterschiedlich komplex und 
damit zeitaufwändig sein kann. Gera-
de für schwierigere Fälle fehlen vielen 
Antragsteller*innen unterstützende 
Informationen. Für jede*n Vierte*n sind 
schwer verständliche Anweisungen und 
Begriffe ein Hauptgrund der Unzufrieden-
heit. Hier wird der Handlungsbedarf bei 
dieser Leistung deutlich.
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Online-Ausweise 
und Wallet 

▶ Abb. 35: Einsatzbereitschaft  
des Online-Ausweises

FRAGE: Ist Ihr Online-Ausweis einsatzbereit? 
(Hinweis: Dazu müssen Sie eine eigene PIN 
gesetzt haben.)  | BASIS: Alle Befragten mit 
gültigem Personalausweis – DE (n = 7.577); 
Angaben in Prozent

Die Nutzung des Online-Ausweises verzeichnete 
2024 in Deutschland den größten Anstieg seit 
Beginn der Messung, um 8 Prozentpunkte auf 22 
Prozent (siehe eGovernment MONITOR 2024). 
2025 setzt sich der positive Trend fort – wenn 
auch nur moderat: Erstmals erreicht die Nut-
zungsquote 25 Prozent. ↘ Abb. 28

Der Durchbruch bleibt aber nach wie vor aus:  
3 von 4 Ausweisbesitzer*innen greifen weiterhin 
ausschließlich auf die klassische Scheckkarten-
Version zurück. Der Online-Ausweis hat sich noch 
nicht mehrheitlich durchgesetzt. Dabei spielt 
er als staatliche digitale Identität eine zentrale 
Rolle: Er ist vertrauensbildendes Element in der 
Beziehung zwischen Staat und Bevölkerung und 
praktische Voraussetzung für zahlreiche E-
Government-Dienste. Für die Hälfte der Menschen 
wirkt er jedoch als Zugangshürde: 51 Prozent ge-
ben an, E-Government-Angebote nicht (intensiver) 
zu nutzen, weil sie sich dafür digital ausweisen 
müssten. 

Der Online-Ausweis ist für alle ab 18 Jahre da –  
aber er erreicht nicht alle gleichermaßen. Die 
Nutzung ist ungleich über die Bevölkerungsgrup-
pen verteilt. Jüngere Menschen tun sich deutlich 
leichter: In der Generation Z nutzt ihn fast jede*r 
Zweite (48 Prozent), in der Generation Y immerhin 
31 Prozent. Männer (30 Prozent) verwenden den 
Online-Ausweis häufiger als Frauen (20 Prozent). 
Auch Menschen mit höherer Bildung (37 Prozent) 
und aus städtischen Regionen (32 Prozent) liegen 
über dem Schnitt. 

Um die Nutzung weiter zu verbreiten, braucht es 
differenzierte Angebote zur Unterstützung und 
Hilfestellungen für Bürger*innen, die dort anset-
zen, wo Hürden besonders hoch sind. Gleichzeitig 
wünschen sich auch Gruppen mit höherer Nut-
zungsquote einfache, zugängliche und reibungslos 
funktionierende digitale Verwaltungsleistungen. 
Es geht also nicht nur um Nachholbedarf, sondern 
um eine konsequente Verbesserung des digitalen 
Angebots für alle. 

Eine Grundvoraussetzung für die Nutzung des 
Online-Ausweises ist, dass dieser überhaupt 
einsatzbereit ist, also mit einer eigenen PIN 
aktiviert wurde. Im Jahr 2025 sind 42 Prozent der 
Online-Ausweise einsatzbereit. Damit setzt sich 
der Anstieg aus dem letzten Jahr fort (2023: 30 
Prozent, 2024: 39 Prozent). ↘ Abb. 35 Vorreiter ist ak-
tuell die Generation Z: Bereits 60 Prozent dieser 
Altersgruppe verfügen über einen einsatzberei-
ten Online-Ausweis – deutlich mehr als in allen 
anderen Generationen. Das zeigt, dass sie neue 
digitale Verwaltungsangebote besonders früh und 
aktiv annimmt.

Trotz dieses Fortschritts gilt: Noch immer verfügt 
weniger als die Hälfte aller Ausweisbesitzer*innen 
über einen aktivierten Online-Ausweis. Die 
Grundvoraussetzung für die Nutzung ist damit bei 
einem großen Teil der Bevölkerung nicht erfüllt.

PARTNER*INNEN

Gemeinsame Verantwortung

Die eID und Wallet-Lösungen erfreuen sich zunehmender 
Beliebtheit. Das zeigt: Das Potenzial ist da. Entscheidend 
wird sein, dass die europäische EUDI-Wallet mehr kann als 
ausweisen, signieren und bezahlen. Sie muss weitere Alltags-
probleme lösen – mit digitalen Nachweisen aus Verwaltung 
und Wirtschaft. Nur dann wird sie relevant. Verwaltung und 
Wirtschaft tragen gemeinsam Verantwortung, damit die Wal-
let nicht nur verfügbar ist, sondern echten Nutzen stiftet. 

Valerie Schürenkrämer, Head of Public Affairs, ING Deutschland
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Lagebild –  
Bundesländer Spezial

Die Förderung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
in Deutschland ist im Grundgesetz verankert und 
im aktuellen Koalitionsvertrag bekräftigt worden. 
Dort heißt es: „Wir bekennen uns ausdrücklich 
zum verfassungsrechtlichen Auftrag, gleichwer-
tige Lebensverhältnisse in ganz Deutschland zu 
fördern und zu erhalten.“ (S. 115). Digitalisierung 
ist dabei ein wesentliches Instrument, um überall 
Teilhabe und Lebensqualität zu sichern – auch in 
ländlichen oder strukturschwachen Regionen.

Um ein ausgewogenes digitales Angebot in allen 
Regionen und Bundesländern sicherzustellen, 
arbeitet der IT-Planungsrat derzeit an einer 
föderalen Digitalstrategie. Sie soll die Zusammen-
arbeit von Bund, Ländern und Kommunen bei der 
Verwaltungsdigitalisierung effektiver gestalten. In 
der Strategie werden gemeinsame Ziele, Schwer-
punktthemen und konkrete Umsetzungsvorhaben 
definiert. Während Zielbilder und thematische 
Schwerpunkte bereits festgelegt wurden, steht 
die Auswahl konkreter Umsetzungsschritte der-
zeit noch aus.

Wie notwendig diese Maßnahmen sind, zeigen die 
Ergebnisse des eGovernment MONITOR deutlich: 
Zwischen den Bundesländern bestehen weiterhin 
erhebliche Unterschiede in der Verfügbarkeit, 
Nutzung und Akzeptanz digitaler Verwaltungs-
angebote. Die folgenden Steckbriefe beschreiben 
den aktuellen Stand aus Sicht der Bürger*innen in 
jedem Bundesland. Sie zeigen, wie stark digitale 
Verwaltungsleistungen bereits genutzt werden, 
wie zufrieden die Bürger*innen mit den digitalen 
Angeboten sind – und wie groß ihre Offenheit für 
eine vollständig digitale Verwaltung (Digital Only) 
ist.

Die festgestellten Unterschiede zwischen den 
Bundesländern sind zum Teil erheblich. Sie 
spiegeln nicht nur verschiedene Ausgangssitua-
tionen wider, sondern weisen auch auf mögliche 
zukünftige Entwicklungen hin: Regionen, in denen 
die Bevölkerung den digitalen Angeboten skep-
tisch gegenübersteht, laufen Gefahr, dass sich die 
digitale Kluft weiter vertieft. Dies könnte zur Folge 
haben, dass bestehende Ungleichheiten bestehen 
bleiben oder sich sogar weiter verstärken. 

16 Bundesländer in Kennzahlen:

	— Digitale Nutzungslücke, aktuell und Vorjahr, Basis: Personen mit 
Bedarf an einer Verwaltungsleistung in den letzten 12 Monaten, 
Abweichungen zu 100 % aufgrund von Rundung, Fragetext 
↘ Abb. 39

	— Offenheit für Digital Only (Top2), Basis: Alle Befragten,  
Fragetext ↘ Abb. 14

	— Zufriedenheit mit dem kommunalen Online-Angebot, Basis: 
Personen, die das Online-Angebot ihrer Stadt/Gemeinde kennen, 
Fragetext ↘ Abb. 13

	— Online-Ausweis-Nutzung, Basis: Personen mit gültigem  
Personalausweis, Fragetext ↘ Abb. 28, Angaben in Prozent

	— Quellen: Einwohnerzahlen (2024) und Durchschnittsalter (2023): 
Statistisches Bundesamt, Bevölkerungsdichte (2023):  
Statistische Ämter des Bundes und der Länder

▶ Abb. 39: Bundesländer mit der kleinsten  
Digitalen Nutzungslücke

FRAGE: Hatten Sie in den letzten 12 Monaten ein Anliegen, für das Sie ein Amt 
oder eine Behörde brauchten? Haben Sie dies teilweise oder vollständig online 
erledigt? – Nein, ausschließlich offline erledigt (persönlich auf dem Amt/per 
Telefon/per Post)  | BASIS: Alle Befragten mit allgemeinem Bedarf an Behörden-
diensten in den letzten 12 Monaten (DE): HH n = 373; BE n = 368; HE n = 367
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Baden- 
Württemberg
11.246.000 Einwohner*innen
317 Einwohner*innen pro km2 
ø 43,8 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

37 %

2025 63 % 37 %

2024 64 % 36 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 69 %

Zufriedenheit 53 %
-9

Online-Ausweis

Anstieg der Online-Ausweis-Nutzung,  
aber rückläufige Zufriedenheit 
Die Digitale Nutzungslücke bleibt groß: 37 % erledigten ihre Behörden
gänge im letzten Jahr ausschließlich offline. Dafür ist die Nutzung des 
Online-Ausweises (24 %) erneut gestiegen. Nach einem Anstieg im  
Vorjahr sinkt die Zufriedenheit mit den Online-Angeboten deutlich. 
Dass dies keine generelle Ablehnung digitaler Angebote bedeutet,  
zeigt die große Offenheit gegenüber einer rein digitalen Verwaltung. 

Bayern

13.249.000 Einwohner*innen
190 Einwohner*innen pro km2 
ø 44 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

32 %

2025 68 % 32 %

2024 76 % 24 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 67 %

Zufriedenheit 60 %
-5

Online-Ausweis

Mehr Online-Ausweis-Nutzer*innen,  
aber auch größere Nutzungslücke als 2025
2024 hatte Bayern noch die zweitkleinste Digitale Nutzungslücke 
(24 %), 2025 ist sie deutlich gewachsen (+ 8 PP). Auch die Zufriedenheit 
mit dem Verwaltungsangebot ist rückläufig (- 5 PP). Aber: Der Online-
Ausweis setzt sich immer weiter durch – bereits mehr als jede*r Vierte 
nutzt ihn. Damit stehen die Chancen für eine rein digitale Verwaltung 
gut: Die Mehrheit der Bürger*innen (67 %) zeigt sich offen dafür.

Berlin

3.685.000 Einwohner*innen
4.244 Einwohner*innen pro km2 
ø 42,5 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

29 %

2025 71 % 29 %

2024 74 % 26 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 69 %

Zufriedenheit 56 %
-4

Online-Ausweis

Beachtlicher Anteil an Online-Ausweis-Nutzung, 
leicht größere Nutzungslücke als 2024
Die Zufriedenheit mit digitalen Verwaltungsangeboten ist zwar leicht 
rückläufig (- 4 PP); außerdem hat sich die Digitale Nutzungslücke 
etwas vergrößert (+ 3 PP). Insgesamt ergibt sich für Berlin dennoch ein 
positives Bild: Die Nutzung des Online-Ausweises erreicht mit 36 % 
einen neuen Höchstwert – bundesweite Spitze. Zudem können sich 
69 % der Berliner*innen eine rein digitale Verwaltung vorstellen.

Brandenburg

2.557.000 Einwohner*innen
87 Einwohner*innen pro km2 
ø 47,2 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

37 %

2025 63 % 37 %

2024 62 % 38 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 63 %

Zufriedenheit 62 %

Online-Ausweis

Stabile Lage ohne neue Dynamik
Wie im Vorjahr bleibt die Digitale Nutzungslücke groß: 37 % erledigen 
ihre Verwaltungsangelegenheiten persönlich vor Ort. Die Zufrie-
denheit mit dem digitalen Angebot liegt nach vorherigen Anstiegen 
nun stabil bei 62 %. Auch die Nutzung des Online-Ausweises bleibt 
unverändert. Grundsätzlich besteht Offenheit für eine rein digitale 
Verwaltung; mit 63 % liegt diese Offenheit aber unter dem bundeswei-
ten Durchschnitt von 67 %.
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Bremen

705.000 Einwohner*innen
1.648 Einwohner*innen pro km2 
ø 43,3 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

37 %

2025 63 % 37 %

2024 66 % 35 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 69 %

Zufriedenheit 53 %

Online-Ausweis

Stagnation bei Nutzung und Zufriedenheit, 
Online-Ausweis auf hohem Niveau
31 % der Bremer*innen nutzen inzwischen den Online-Ausweis. Den-
noch hat ein großer Anteil (37 %) alle nötigen Behördengänge in den 
letzten 12 Monaten komplett offline erledigt. Auch die Zufriedenheit 
mit dem digitalen Verwaltungsangebot bleibt mit 53 % verhalten. Nach 
einem Rückgang um 5 PP im Vorjahr setzt sich der Negativtrend zwar 
nicht fort, eine Verbesserung bleibt jedoch aus.

Hamburg

1.863.000 Einwohner*innen
2.530 Einwohner*innen pro km2 
ø 42 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

23 %

2025 77 % 23 %

2024 79 % 21 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 72 %

Zufriedenheit 70 %

Online-Ausweis

Hohe Online-Nutzung, stabile Zufriedenheit, 
große Offenheit für Digital Only
77 % der Hamburger*innen haben benötigte Behördengänge im letz-
ten Jahr online erledigt – die Digitale Nutzungslücke liegt bei nur 23 %. 
Das hohe Zufriedenheitsniveau der Vorjahre bleibt stabil. Auch die 
Nutzung des Online-Ausweises ist vergleichsweise hoch: Fast jede*r 
Dritte identifiziert sich digital. Entsprechend ist die Offenheit gegen-
über einer vollständig digitalen Verwaltung bundesweit am größten.

Hessen

6.281.000 Einwohner*innen
304 Einwohner*innen pro km2 
ø 44 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

29 %

2025 71 % 29 %

2024 72 % 29 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 70 %

Zufriedenheit 60 %

Online-Ausweis

Kleine Nutzungslücke und große Offenheit
Wie im Vorjahr ist die Digitale Nutzungslücke gering: 71 % derjenigen 
mit Verwaltungsbedarf nutzen bereits Online-Dienste dafür. Die 
Zufriedenheit bleibt auf dem Niveau des Vorjahres. Die Nutzung des 
Online-Ausweises ist erneut deutlich gestiegen (+ 6 PP) – mehr als 
jede*r Vierte hat ihn bereits eingesetzt. Auffällig ist auch die große 
Offenheit für eine vollständig digitale Verwaltung: 70 % können sich 
diese vorstellen.

Mecklenburg- 
Vorpommern
1.574.000 Einwohner*innen
70 Einwohner*innen pro km2 
ø 47,5 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

39 %

2025 61 % 39 %

2024 66 % 35 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 65 %

Zufriedenheit 57 %

Online-Ausweis

Nutzungslücke vergrößert sich,  
Online-Ausweis-Nutzung nimmt zu
Die bereits im Vorjahr hohe Digitale Nutzungslücke hat sich 2025 
vergrößert (+ 4 PP): 39 % nutzen Verwaltungsleistungen ausschließlich 
offline – bundesweit der höchste Wert. Die Zufriedenheit war in den 
letzten Jahren deutlich gestiegen, stagniert nun aber auf dem Vorjah-
resniveau. Positiv: Die Nutzung des Online-Ausweises nimmt weiter 
zu. Knapp zwei Drittel sind offen für eine rein digitale Verwaltung. 
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Niedersachsen

8.004.000 Einwohner*innen
171 Einwohner*innen pro km2 
ø 44,8 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

34 %

2025 66 % 34 %

2024 67 % 33 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 67 %

Zufriedenheit 62 %
+ 3

Online-Ausweis

Erholung der Zufriedenheit, Zugewinn  
bei Nutzung des Online-Ausweises 
Jede*r Dritte nutzt weiterhin ausschließlich den Offline-Weg für 
Behördendienste – unverändert zum Vorjahr. Die Zufriedenheit mit 
dem Online-Angebot schwankte zuletzt deutlich, liegt nun aber mit 
62 % fast wieder auf dem hohen Niveau von 2023 (64 %). Die Nutzung 
des Online-Ausweises steigt um 5 PP und erreicht damit den Bundes
durchschnitt. Auch die Offenheit gegenüber einer rein digitalen 
Verwaltung liegt mit 67 % exakt auf dem Niveau des Bundesschnitts.

Nordrhein-
Westfalen
18.034.000 Einwohner*innen
533 Einwohner*innen pro km2 
ø 44,2 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

31 %

2025 70 % 31 %

2024 71 % 29 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 68 %

Zufriedenheit 66 %
+ 4

Online-Ausweis

Unveränderte Nutzungslücke, Verbesserung  
der Zufriedenheit auf hohes Niveau
Die Digitale Nutzungslücke bleibt unverändert: Wie im Vorjahr greifen 
70 % bei Bedarf auf Online-Dienste der Verwaltung zurück. Die Nut-
zung des Online-Ausweises ist auf 27 % gestiegen – nach dem starken 
Anstieg 2023 nun ein moderater Zuwachs. Deutlich verbessert hat 
sich die Zufriedenheit: Sie steigt um 4 PP auf 66 % – bundesweit der 
zweithöchste Wert nach Hamburg (70 %). 68 % der Befragten zeigen 
sich offen für eine vollständig digitale Verwaltung.

Rheinland-
Pfalz
4.130.000 Einwohner*innen
210 Einwohner*innen pro km2 
ø 45 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

32 %

2025 68 % 32 %

2024 64 % 36 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 64 %

Zufriedenheit 63 %
+ 8

Online-Ausweis

Nutzungslücke reduziert sich,  
Zufriedenheit steigt massiv
Immer weniger Rheinland-Pfälzer*innen erledigen Behördengänge 
ausschließlich offline: Die bisher eher große Digitale Nutzungslücke 
verringert sich um 4 PP. Passend dazu steigt die Zufriedenheit deut-
lich: + 8 PP ggü. den moderaten Vorjahreswerten. Auch die Nutzung 
des Online-Ausweises nimmt leicht zu. 64 % sind offen für eine rein 
digitale Verwaltung – etwas weniger als im Bundesschnitt.

Saarland

1.012.000 Einwohner*innen
387 Einwohner*innen pro km2 
ø 46,3 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

39 %

2025 61 % 39 %

2024 67 % 33 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 63 %

Zufriedenheit 63 %
+ 6

Online-Ausweis

Verbesserte Zufriedenheit trotz  
Anstieg der Nutzungslücke 
Nur 61 % nutzen bei Verwaltungsbedarf Online-Angebote – 6 PP weniger  
als im Vorjahr. Damit gehört die Digitale Nutzungslücke bundesweit zu 
den höchsten. Die Nutzung des Online-Ausweises stagniert nach dem 
starken Anstieg im Vorjahr (Verdopplung gegenüber 2023) und bleibt auf 
dem bisherigen Niveau. Dennoch sind die Erfahrungen mit der digitalen 
Verwaltung überwiegend positiv: Die Zufriedenheit wächst seit 2021.
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Sachsen

4.042.000 Einwohner*innen
222 Einwohner*innen pro km2 
ø 46,8 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

36 %

2025 64 % 36 %

2024 65 % 35 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 63 %

Zufriedenheit 62 %

Online-Ausweis

Nutzungslücke und Zufriedenheit unverändert, 
Nutzung des Online-Ausweises steigt 
Mit 36 % reinen Offline-Nutzer*innen bleibt die Digitale Nutzungslücke  
in Sachsen unverändert. Auch die Zufriedenheit ist stabil: Nach 3 Jah-
ren Anstieg bleibt sie 2025 erstmals konstant auf einem guten Niveau 
von 62 %. Die Nutzung des Online-Ausweises nimmt zwar weiter zu 
(+ 4 PP), bleibt damit aber bundesweit am niedrigsten. Grundsätzlich 
besteht Offenheit für eine rein digitale Verwaltung; mit 63 % liegt sie 
aber etwas unter dem Bundesschnitt.

Sachsen-
Anhalt
2.136.000 Einwohner*innen
106 Einwohner*innen pro km2 
ø 47,9 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

33 %

2025 67 % 33 %

2024 64 % 36 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 64 %

Zufriedenheit 61 %

Online-Ausweis

Verringerte Nutzungslücke, kein Anstieg  
der Online-Ausweis-Nutzung
Nur noch jede*r Dritte nutzt Verwaltungsangebote ausschließlich 
analog – die Digitale Nutzungslücke ist damit um 3 PP zurückgegan-
gen. Die Nutzung des Online-Ausweises bleibt nach dem deutlichen 
Anstieg im Vorjahr (+ 11 PP ggü. 2023) auf einem eher niedrigen Niveau 
von 21 % stabil. Auch die Zufriedenheit mit dem digitalen Angebot 
bleibt unverändert. Knapp 2 von 3 Bürger*innen zeigen sich grund-
sätzlich offen für eine rein digitale Verwaltung.

Schleswig-
Holstein
2.960.000 Einwohner*innen
188 Einwohner*innen pro km2 
ø 45,6 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

38 %

2025 62 % 38 %

2024 62 % 38 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 69 %

Zufriedenheit 59 %
-3

Online-Ausweis

Beachtlicher Anstieg der Online-Ausweis- 
Nutzung, hoher Anteil Offline-Nutzer*innen 
Wie im Vorjahr ist die Digitale Nutzungslücke groß: 38 % gehen 
persönlich zum Amt, wenn sie eine Verwaltungsleistung benötigen. 
Trotzdem gibt es eine große Offenheit gegenüber dem Konzept einer 
rein digitalen Verwaltung. Die Zufriedenheit sinkt leicht, bleibt dank 
des starken Anstiegs im Vorjahr (+ 11 PP) aber solide. Die Nutzung des 
Online-Ausweises erhöht sich dafür um bemerkenswerte um 10 PP. 

Thüringen

2.100.000 Einwohner*innen
131 Einwohner*innen pro km2 
ø 47,6 Jahre

Digitale Nutzungslücke 

34 %

2025 66 % 34 %

2024 60 % 40 %
Jahr Nutzung Lücke

Offenheit  
für Digital Only 63 %

Zufriedenheit 56 %

Online-Ausweis

Deutlich kleinere Nutzungslücke,  
stagnierende Zufriedenheit
Nur noch 34 % wählen bei Verwaltungsbedarf den Offline-Weg –  
die Digitale Nutzungslücke sinkt um 6 PP. Auch die Online-Ausweis- 
Nutzung entwickelt sich positiv und liegt nur noch knapp unter dem 
Bundesdurchschnitt. Die Zufriedenheit stagniert hingegen seit  
2 Jahren (2023: 57 %, 2024 und 2025: 56 %). Mit 63 % besteht eine breite, 
aber unterdurchschnittliche Offenheit für eine rein digitale Verwaltung. 
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